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  GUT INFORMIERT

ÜBERSENDUNG VON  
GERICHTSENTSCHEIDUNGEN  
AN DIE GESCHÄFTSSTELLE
Die Auskunfts- und Beratungstätig-
keit der Geschäftsstelle hängt in 
einem hohen Maße davon ab, wie 
gut der Informationsfluss zwischen 
Mitgliedskörperschaften und der Ge-
schäftsstelle ist. Wir bitten deshalb 
unsere Mitglieder dringend, uns ge-
richtliche Entscheidungen umgehend 
zu überlassen und uns über anhängige 
Verfahren bei den Verwaltungsgerich-
ten oder bei den obersten Bundesge-
richten zu informieren, damit andere 
Mitglieder schnell und zeitnah von die-
sen Erfahrungen profitieren können.

WICHTIGES IN KÜRZE

  BAYERISCHER  
GEMEINDETAG

KOMMUNALE 2023
Nun ist sie vorbei, die KOMMUNALE 
2023. 

Sie war ein riesiger Erfolg! Ausstel- 
lerrekord, Besucherrekord, beste 
Stimmung allenthalben. Der Bayeri- 
sche Gemeindetag und die Nürnberg-
Messe GmbH sind mehr als zufrieden. 
Und auch das Echo aus den Gemein-
den, Märkten und Städten ist erfreu-
lich. Allen hats gefallen. Ein Wieder-
sehen auf der KOMMUNALE in zwei 
Jahren ist Pflicht!

Ein paar Impressionen von den Fach-
foren auf der KOMMUNALE finden  
Sie als Doppelseite in diesem Heft.

„WIR RETTEN DIE WELT!“
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe 
Brandl begann seine Eröffnungs- 
rede auf der KOMMUNALE mit einer 
provokanten Aussage: „Wir retten  
die Welt!“. Den Eindruck muss man  
in der Tat haben, wenn man tagtäg-
lich gendernde Nachrichtensprecher 
und Nachrichtensprecherinnen, 
unsere Außenministerin durch die 
Welt touren sieht, wo sie – gefühlt 
– jedem Land der Erde Millionenbe-
träge verspricht, den Wirtschaftsmi-
nister ein misslungenes Heizungsge-
setz durchpeitschen sieht und einen 
Bundeskanzler, der der Tagespolitik 
entrückt erscheint. 

Dr. Brandl legte den Finger scho-
nungslos in die Wunden. Er zeigte  
die Ängste und Sorgen der Bürger-
schaft auf, die ganz offenkundig  
von der Bundes- und Landespolitik 
nicht wahrgenommen oder verdrängt 
werden. Zentrales Thema dabei 
ist die ungezügelte Migration nach 
Deutschland und die Ausweitung  
der Sozialleistungen, die weite Teile 
der Bevölkerung ablehnen. 

Wir haben seine fulminante Rede in 
dieser Ausgabe für Sie abgedruckt.

  Seiten 398 bis 404

  STRASSEN UND VERKEHR

REFORM DER STVO 
Vollmundig wurde im Koalitionsvertrag 
der Ampel-Regierung angekündigt, 
dass die Straßenverkehrsregeln so an-
gepasst würden, dass neben der Flüs-
sigkeit und Sicherheit des Verkehrs  
die Ziele des Klima- und Umweltschut-
zes, der Gesundheit und der städte-
baulichen Entwicklung berücksichtigt 
werden, um Ländern und Kommunen 
Entscheidungsspielräume zu eröffnen. 
Das klang aus Sicht der Kommunen 
zunächst einmal äußerst vielver
sprechend. Die Forderung nach mehr 
und unbürokratischen Regelungs-
möglichkeiten und Gestaltungsspiel-
räumen für die Städte und Gemeinden, 
insbesondere für die Anordnungsmög-
lichkeiten von Tempo 30-Zonen, war 
und ist seit langem eine Forderung  
des Bayerischen Gemeindetags. 

Nun liegt der offizielle Entwurf zur  
Überarbeitung der Straßenverkehrs
ordnung vor. Und leider: er enttäuscht 
aus kommunaler Sicht. Der StVO-
Entwurf wird dem Versprechen aus 
dem Koalitionsvertrag nicht gerecht. 
Insbesondere bei der Anordnung von 
Tempo 30-Zonen bleibt der Entwurf 
weit hinter den Erwartungen zurück. 
Auch weiterhin wird kein flächen-
deckendes Tempo 30 auf Hauptver-
kehrsstraßen innerorts angeordnet 
werden können. Auch den Gemeinden 
nicht die Befugnis eingeräumt wer-
den, auf der Grundlage der erweiter-
ten Ziele des Straßenverkehrsgeset-
zes selbstständig zu entscheiden, wo 
Tempo 30 angeordnet werden soll. 

Benedikt Weigl, für den Bereich  
Straßen und Verkehr in der Ge-
schäftsstelle des Bayerischen Ge-
meindetags zuständig, stellt die 
Änderungen in diesem Heft vor.

  Seiten 408 und 409

  KOMMUNALRECHT

INTERKOMMUNALE  
ZUSAMMENARBEIT WIRD  
IMMER WICHTIGER
Bayerns Kommunen müssen sich 
heute vielfältigen Herausforderungen 
stellen: der demografischen Entwick-
lung, knappen finanziellen Ressour-
cen, technologischen Entwicklung, 
dem wachsenden Wettbewerb der 
Regionen im europäischen und glo-
balen Kontext, dem Klimawandel, 

  INHALTSVERZEICHNIS

395	 QUINTESSENZ

397	 EDITORIAL

	 FACHBEITRÄGE

398	 �Dr. Uwe Brandl 
Herausfordernde Zeiten – Bayerns Gemeinden und Städte werden  
alle Stürme überstehen, brauchen aber Unterstützung!

406	� Impressionen von der KOMMUNALE 2023 am 18. Und 19. Oktober 
2023 in Nürnberg

408	� Verabschiedung von Frau Cornelia Hesse 
Rede des Geschäftsführenden Präsidialmitglieds Dr. Franz Dirnberger  
am 19.10.2023 auf der KOMMUNALE in Nürnberg

410	� Benedikt Weigl 
Reform der Straßenverkehrsordnung – mehr Gestaltungs­
möglichkeiten für die Kommunen?

412	� Daniela Köninger 
Interkommunale Zusammenarbeit – ein zukunftsfähiges Modell  
für starke Kommunen

417	 „EUropaTruck 2024“ geht auf Tour durch Bayern

	 SERVICE 

418	 Aus dem Verband

425	 Aktuelles aus Brüssel

	 DOKUMENTATION 

431	� Förderaufruf für Modellregionen im MORO „Mehr Wohnungsbau  
ermöglichen – Raumordnung und interkommunale Kooperation  
als Wege aus der Wohnungsnot“ 
BayGT-Schnellinfo 44 – 10/2023 vom 30.10.2023

INHALT QUINTESSENZ



11/2023    BAYERISCHER GEMEINDETAG    397396    BAYERISCHER GEMEINDETAG    11/2023

für Sport und Integration in ihrem 
lesenswerten Beitrag.

  Seiten 410 bis 414

  EUROPA

EUROPATRUCK 2024
Nach der bayerischen Landtagswahl 
ist vor der Europawahl 2024. Nächs-
tes Jahr werden in Deutschland die 
Abgeordneten für das Europäische 
Parlament erneut gewählt. Die Baye-
rische Staatskanzlei hat die Aufgabe 
und das Ziel, die Öffentlichkeit über 
die Europäische Union und die Bedeu-
tung der Europawahl zu informieren 
und mit den Bürgerinnen und Bürgern 
dazu ins Gespräch zu kommen. Dies 
alles verbunden mit einem allgemei-
nen, parteineutralen Aufruf an die 
Bürgerschaft, von ihrem Wahlrecht 
Gebrauch zu machen. 

Hierzu wird vom 8. April bis zum  
20. Mai 2024 sowie am 1. und 2. Juni  
2024 ein sog. EuropaTruck 2024 der 
Bayerischen Staatskanzlei durch 
Bayern fahren. Er wird in allen Regie-
rungsbezirken für jeweils einen Tag 
Station machen. Womöglich wird der 
Bus in größere Veranstaltungen wie 
z.B. Europatage, Markttage, Volks-
feste oder Sportereignisse eingebun-
den, um möglichst viele Menschen 
erreichen zu können. Auf diese Aktion 
weisen wir in diesem Heft hin.

  Seite 415

VERABSCHIEDUNG FRAU HESSE

Am 31. Oktober ist ein „Urgestein“ 
der Geschäftsstelle des Bayerischen 
Gemeindetags in den verdienten 
Ruhestand getreten: Frau Direktorin 
Cornelia Hesse. Den Mitgliedern be-
kannt als Referentin für alle Rechts-
fragen rund um Straßen und Verkehr. 
Egel, ob es der Winterdienst war, 
Fragen zu öffentlichen Feldwegen 
oder die Verkehrssicherungspflicht 
auf den Straßen  – immer konnte 
man sich auf eine fachkundige und 
fundierte Auskunft von Frau Hesse 
verlassen. In den letzten Jahren hat 
sich Frau Hesse zusätzlich einen 
Namen für ihr energisches Eintre-
ten für mehr Frauen in kommunalen 
Führungsämtern gemacht. Sie leitete 
den Arbeitskreis „Frauen führen 
Kommunen“, um einen Austausch von 
Bürgermeisterinnen untereinander 
und eine Vernetzung voranzubringen. 
Wir wünschen ihr viel Freude im Ru-
hestand und beste Gesundheit.

Wie schafft man es in die BILD-Zei-
tung? Bislang gab es dazu eigentlich 
vor allem zwei sichere Methoden: Man 
beteiligt sich an einer besonders ab-
scheulichen Straftat oder ist Anhän-
ger absonderlicher sexueller Praktiken. 
Jetzt hat sich zumindest für Gemein-
den ein erheblich einfacherer Weg er-
öffnet: Die Grundsteuer! 

In der dem genannten Presseorgan  
eigenen Begrifflichkeit konnte man  
in den letzten Wochen und Monaten  
immer wieder vom „Grundsteuer-
Schock“, vom „Grundsteuer-Hammer“ 
oder vom „Grundsteuer-Irrsinn“ lesen. 
Nur der „Grundsteuer-Wumms“ fehlt 
noch, der aber wohl zu positiv konno-
tiert wäre. Aber auch in Druckwerken, 
die als deutlich seriöser gelten, wurden 
die Gemeinden im Zusammenhang mit 
der Grundsteuerreform als „Raubrit-
ter“ oder „Abzocker“ apostrophiert.

Hinter dieser „Berichterstattung“ 
steckt natürlich nichts anderes als  
die Grundsteuerreform, die deswegen 
notwendig wurde, weil das Bundes
verfassungsgericht in einer Entschei-
dung aus dem Jahre 2018 das völlig 
veraltete System der Grundstücksbe-
wertungen, auf der auch die bisherige 
Grundsteuer beruhte, für verfassungs-
widrig erklärt hatte. Das hat damals 
niemanden überrascht. Man muss sich 
nur vor Augen führen, dass die Bewer-
tungsgrundlagen, auf die die Grund-
teuer aufgesetzt hatte, mehr als 50 Jah-
re alt waren. Dass dies den heutigen 
Gegebenheiten nicht mehr entspricht, 
versteht sich von selbst. 

Und von selbst versteht sich auch,  
dass es weiterhin eine Grundsteuer  
geben muss. Die Gemeinden sind  
auf diese Einnahmequelle dringend  
angewiesen. 2022 betrug das Grund-
steueraufkommen in Bayern rund  
2 Milliarden Euro. Das sind ganz  
grob 10 % der Gesamtsteuereinnahmen 
der Gemeinden. Das hört sich prima 
facie nicht so dramatisch an. Würde  
die Grundsteuer aber wegbrechen, 
würde bei vielen Gemeinden genau  
die ohnehin geringe „freie Spitze“ ent-
fallen, die es ermöglicht, noch in die 
Infrastruktur zu investieren, also bei-
spielsweise Schulen und Kindergärten 
zu bauen oder die Straßen zu reparie-
ren. Der ersatzlose Wegfall der Grund-
steuer wäre der „Super-GAU“ für die 
meisten gemeindlichen Haushalte.

Natürlich hinkt die Statistik ganz  
gewaltig: Aber für die einzelnen Bür-
gerinnen und Bürger bedeutet die 
Grundsteuer jedenfalls ganz regel
mäßig keine extrem übermäßige Belas-
tung. Rein statistisch entfallen auf jede 
Bayerin und jeden Bayern jährlich  
ca. 150 Euro. Nur zum Vergleich: Die 
Belastung durch die Umsatzsteuer liegt 
pro Kopf bei ca. 2.500 Euro im Jahr.

In der Presse wird nun nicht selten der 
oben geschilderte Eindruck erweckt, die 
Gemeinden würden versuchen, über die 
Grundsteuerreform ihre Haushalte zu 
sanieren, indem sie die Hebesätze kräf-
tig anheben und die Grundstücksei-
gentümer so zur Kasse bitten. Natürlich 
wird die Gemeinde in erster Linie ihr 
Grundsteueraufkommen halten wol-

len. Und da gehört zur Wahrheit auch, 
dass sich die Steuerschuld im Einzelfall 
wegen der Reform verändern kann und 
wird und zwar nach oben und nach un-
ten. Dafür kann die Gemeinde nichts, 
sondern das ist dem neuen Grundsteu-
ersystem geschuldet, das nun einmal 
andere Bewertungsregeln enthält.

Das sollte man den Bürgerinnen und 
Bürgern in aller Ruhe und Sachlichkeit 
erklären. Und genau das wäre auch die 
Aufgabe für unsere verantwortungsbe-
wussten Medien …

  ACHTUNG: JETZT KOMMT  
DER „GRUNDSTEUER-WUMMS“!

DR. FRANZ DIRNBERGER
Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Bayerischen Gemeindetags

nationalen und internationalen Krisen 
sowie den gestiegenen Erwartungen 
der Bürgerschaft und der Unterneh-
men an die Art und Qualität kommu-
naler Leistungen.

Viele Aufgaben, die früher von jeder 
Kommune in ihrem Bereich nach 
damaligen Maßstäben gut erfüllt 
werden konnten, erfordern heute 
übergreifende und vernetzte Lösun-
gen. Neue Aufgaben kommen hinzu, 
die anspruchsvoller, aufwendiger 
und komplexer werden. So erfordert 
beispielsweise die Bereitstellung von 
digitalen Leistungsangeboten, die 
Einhaltung des Datenschutzes und 
der Anforderungen der IT-Sicherheit 
in den Rathäusern, die Sicherstellung 
der gemeindlichen Daseinsvorsorge 
einschließlich der Anpassungen an 
den jeweiligen Stand der Technik 
sowie die Vergabe konformer Aus-
schreibungen von Bau-, Liefer- und 
Dienstleistungen sowie freiberuf-
licher Leistungen ein spezialisiertes 
Fachwissen, das den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter in den Kommu-
nalverwaltungen einiges abverlangt. 

Zur Bewältigung dieser Anforde-
rungen kann die interkommunale 
Zusammenarbeit ein zukunftsfähi-
ges Modell sein. Gemeinsam mit der 
Nachbarschaft gebündelt lassen sich 
zahlreiche kommunale Aufgaben bes-
ser und effektiver erledigen. 

Wie das im Detail funktionieren kann, 
zeigt Daniela Köninger vom Bayeri-
schen Staatsministerium des Innern, 

Folgen Sie uns: twitter.com/BayerischerGem1

EDITORIALQUINTESSENZ

https://twitter.com/BayerischerGem1
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Liebe Kollegen*innen,
liebe Zuhöhre*innen,
liebe Gäst*innen,
liebe Luftpump*innen,  
liebe Nikoläuse*innen,
liebe Selbstbewusstsein durch Sprach-
verunstaltung Erzwinger*innen,

ich wähle bewusst diesen provokanten 
Einstieg, weil es scheint, dass ein Teil 
der Gesellschaft aktuell nur ein Pro-
blem hat: nämlich der semantischen 
Gleichmacherei um jeden Preis das 
hohe Lied zu singen: By the way …  
ich finde es massiv ungerecht, dass  
der Plural unkommentiert weiblich ist. 
Bei aller Konsequenz dann bitte auch 
der*die Osterhasen der*die Nikoläuse.

Ernsthaft: Haben wir keine anderen 
Probleme? Aber klar, über Krieg und 
Frieden, über den Erhalt der Demokra-
tie oder gar über die Ursachen der  
zunehmenden Sympathie für extreme 
und z. T. verfassungsfeindliche Grup-
pierungen nachzudenken ist schon  
anstrengender und fordernder als zu 
gendern.

Wir haben es geschafft, in nur drei  
Jahren ein Minuswachstum zu pro- 
duzieren, einen Atomausstieg um  
den Preis explodierender Stromkos- 
ten hinzulegen, die Automobilindust-
rie und den Standort Deutschland  
zu deindustrialisieren, weil wir die  
Welt retten, Wir Deutschen retten  
die ganze Welt … nur nicht uns selber!

1  Rede auf der KOMMUNALE 2023 am 18.10.2023 in Nürnberg

Wir sparen CO2 Gut so. Steig einmal  
in der Türkei aus dem Flugzeug und 
geh auf den Transferparkplatz. Da  
laufen gefühlt 500 Dieselmotoren  
was das Zeug hält.

Aber wir retten die Welt!

Wir werfen für on demand Verkehre  
auf dem Land 100.000de von Euro  
aus dem Fenster und verkaufen es auch 
noch als Nachhaltigkeitserfolg, wenn 
die eingesetzten Achtsitzer im Schnitt 
pro Fahrt 1,2 Personen transportieren. 
Steigerung satte 100% (klar von 2 Be-
förderten auf 4) In Zeiten knapper Fi-
nanzen sind das nicht unbedingt posi-
tive oder intelligente Zeichen.

Ich weiß ja nicht, wie es euch geht, aber 
mich haben die Ergebnisse der Wah-
len in Bayern und in Hessen mehr als 
nachdenklich gemacht. Was geschieht 
da in der Gesellschaft und vor allem: 
warum geschieht es? Die Frage muss 
sich doch jeder stellen, dem an unse-
rer freiheitlich demokratischen Ord-
nung liegt. Das geradezu jämmerliche 
Abschneiden der SPD und die mäßi-
gen, wenn auch vergleichsweise hohen 
Ergebnisse der Union, die Stabilisie-
rung der Grünen, für die in der brei-
ten Masse keine ausgeprägte Sympa-
thie herrscht, wenn man den Umfragen 
glauben darf und vor allem die massi-
ve Zunahme am rechten Rand müssen 
doch ein Weckruf sein!

Was redet der da, werden sich man-
che an dieser Stelle fragen. Der soll 
sich gefälligst auf kommunale Themen 
konzentrieren. Jetzt legt er sich schon 
wieder mit den Platzhirschen … oder 
denen, die sich als solche fühlen, an … 
Das mag schon sein, aber ich sage euch 
mit Schopenhauer: Wer es bequem 
möchte, der hat in der Politik nichts zu 
suchen. 

Ich habe es mir nie leicht gemacht! 
Und ich werde es auch künftig weder  
mir noch euch leicht machen! Erst 
recht nicht den Verantwortlichen in 
Bund und Land, auch nicht unserem 
Verband! 

Ganz bewusst, weil Politik nicht leicht 
ist, weil die Zeiten nicht leicht sind, 
weil Schönreden nichts bringt! 

Weil die viel beschworene Zeitenwende 
zwar richtig, politisch aber bisher nur 
hohles Geschwätz ist! 

Wir brauchen in diesen Zeiten keine 
Besserwisser, sondern mutige Besser-
macher und die werden wir sein! Ihr, 
die ihr in den Kommunen die Verant-
wortung tragt! Ich sage nochmals muti-
ge Bessermacher, weil das, was vor uns 
liegt, Wandel heißt. Neudeutsch change 
und ihr seid, ob ihr wollt oder nicht, 
die change-Manager. Wandel heißt im-
mer gegen Ängste anzukämpfen … in 
der Belegschaft, in der Bevölkerung … 
auch die Ängste in uns selbst.

Wenn wir die vergangenen Landtags-
wahlen nüchtern analysieren, kommen 
wir meines Erachtens zu klaren, leider 
unangenehmen Feststellungen: 

Ich stütze mich dabei auch auf die  
Studie des Infocenters der R&V  
Versicherung, die vor einigen Tagen  
in Berlin veröffentlicht wurde:

1. �Weite und zunehmende Teile der 
Wähler trauen den Etablierten nicht 
mehr zu, die neuen Herausforderun-
gen zu bewältigen. Schulnote 3,9, 
also ein beschämendes Ausreichend!

2. �Nicht nur die Krisen und Kriege, 
sondern auch das entkoppelte, reali-
tätsferne Agieren der politischen In-
stanzen haben bei vielen zu einem 
massiven Vertrauensverlust geführt.

3. �Die Inflation, die sichtbaren auch  
finanziellen Folgen der Fluchtbewe-

gungen, die zunehmende Zahl von 
Wirtschaftsflüchtlingen machen den 
Menschen Angst. Und ob Mann oder 
Frau es hören will oder nicht: es geht 
vor allem um das Thema. Das Top-
ranking der Ängste: 
 
– Steigende Lebenshaltung 65 Prozent 
– Bezahlbarer Wohnraum 60 Prozent 
– Steuererhöhungen 57 Prozent 
– Überfremdung 56 Prozent, Zunah- 
	 me um 11 Prozent 
– Erst auf Platz 10: Angst vor Klima 
	 wandel

Ich glaube nicht, dass es insoweit ein 
tatsächliches Wahrnehmungsdefizit bei 
Bundes- und Landespolitikern gibt. 
Ich fürchte, es geht um Ideologie. Es 
geht um ein nicht-Wahrhaben-wollen, 
dass ein Weiter so nicht funktionieren 
wird und nicht funktionieren kann. 

Und weil wir, die Kommunen, die  
Umsetzungsebene sind … und zwar  
die einzig Unmittelbare, geht uns das, 
was sich in der politischen Großwet-
terlage entwickelt, eben doch etwas an, 
und zwar mehr, als uns lieb ist. Jetzt 
nach den Wahlen in Bayern, ist deshalb 
die richtige Zeit, unsere Vorstellungen 
von einer besseren Politik vorzustellen. 
Einer Politik, die in der Breite Vertrau-
en schafft und stabilisiert! 

Wenn wir das nicht tun, machen wir 
uns mitverantwortlich für das, was sich 
am Horizont entwickelt, mitverant-
wortlich für das, was zu einer anderen 
Lebenswirklichkeit als der Heutigen 
führen kann. Polen, Ungarn und ande-

re Länder geben eine winzige Vermu-
tung von dem, was Einschränkung von 
Freiheit bedeuten kann. Es gibt ein Tun 
durch Unterlassen, das aber, wie selbst 
der minderbegabte Jurist weiß, genau-
so strafbar ist, wie aktives Handeln.

MEINE ERSTE THESE LAUTET: 
VERTRAUEN KÖNNEN DIE DE­
MOKRATISCHEN AKTEURE NUR 
ZURÜCKGEWINNEN, WENN SIE 
TATSÄCHLICH NÄHER AM MEN­
SCHEN UND DAMIT NÄHER AN 
DEN KOMMUNEN AGIEREN. 

Lieber Joachim, dir und deinen Mitar-
beitern an dieser Stelle ein ausgespro-
chenes Dankeschön für Offenheit, den 
fairen Umgang, das Zuhören und das 
gemeinsame Streben nach besseren Lö-
sungen auch im Bereich des Asylrechts. 
Wenn alle so agieren würden wie du, 
wäre vieles einfacher. 

Leider gibt es aber bedeutende Akteu-
re auf Bundes- und Landesparkett, die 
offenbar meinen, sie seien auf einen 
Austausch mit den Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeistern nicht angewiesen 
oder könnten sich auf die beschränken, 
die alles willfährig abnicken.

ZWEITE THESE: DIE PARTEI,  
DIE SICH IN DIESER ZEIT DES  
UMBRUCHS VON DER BREITE  
DER KOMMUNALEN EBENE  
ENTKOPPELT, WIRD IN DER  
GUNST DER WÄHLER WEITER  
AN BODEN VERLIEREN.

HERAUSFORDERNDE ZEITEN – BAYERNS  
GEMEINDEN UND STÄDTE WERDEN ALLE 
STÜRME ÜBERSTEHEN, BRAUCHEN ABER 
UNTERSTÜTZUNG!1

Text Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Gemeindetags

DR. UWE BRANDL
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DRITTE THESE: DIE DEMOKRA­
TISCHEN KRÄFTE WERDEN DAS 
VERTRAUEN DER WÄHLER NUR 
ZURÜCKGEWINNEN, WENN INS­
BESONDERE IM HANDLUNGS­
FELD ASYL UND FLUCHT, ABER 
AUCH BEI DEN SOZIALEN LEIS­
TUNGSRECHTEN, ENDLICH ZEI­
CHEN GESETZT WERDEN.

– �Klare Beschränkung der Zuwande-
rung (aktuell geht man von 300.000 
in 2023 aus zzgl. Ukraine)

– �Aktuell gilt der Grundsatz: Wer es 
geschafft hat, einen Fuß auf deut-
schen Boden zu stellen, kann hier-
bleiben – egal, ob er oder sie poli-
tisch verfolgt ist, hilfsbedürftig oder 
aus wirtschaftlichen Gründen hier 
sein will. Selbst wer nicht hilfsbe-
dürftig ist oder gar aufgrund schwe-
rer Straftaten ausreisepflichtig ist, 
kann im Regelfall hierbleiben. 

– �Auch deshalb: Weniger monetäre 
Leistungen für Geflohene und Trans-
ferleistungsempfänger! Es muss das 
Prinzip der Subsidiarität wieder in 
den Fokus des Handelns. Alimentati-
on des Nötigsten, Motivation der Ei-
genverantwortlichkeit, Leistung muss 
honoriert werden! Es kann nicht sein, 
dass die vierköpfige Familie in der 
Hängematte mit rund 2.850 € net-
to durch die Volkswirtschaft alimen-
tiert wird, während ein verheirate-
ter Familienvater mit zwei Kindern in 
EG 7 rund 2.670 € netto verdient. Das 
Bürgergeld ist ein schwerer Schlag ge-
gen die Subsidiarität und die soziale 

Mitverantwortungsgemeinschaft! Da 
muss man sich weder über die schwie-
rige Arbeitsmarktlage in bestimmten 
Branchen wundern noch darüber, dass 
die Motivation, den Lebensunterhalt 
durch Arbeit zu finanzieren, bei vielen 
gegen Null geht. Es wird nichts brin-
gen, die bisherigen Finanzleistungen 
durch Sachleistungen in gleichem Ge-
genwert zu ersetzen. 

	 – �Abschiebungen und  
Abschiebezentren 

	 – �Sicherung der Außengrenzen
	 – �Erweiterung der sicheren  

Drittstaaten
	 – �Gerechte Verteilung in Europa
	 – �Einhaltung des Dublin  

Abkommens
	 – �Pflicht zur Arbeit ab dem ersten 

Tag, nur dann höhere  
Zuwendungen

	 – �Pflicht zur Teilnahme  
an Integrationskursen

	 – �Einfordern der aktiven An- 
erkennung unserer Grund- 
gesetzlichen Werteordnung

Natürlich brauchen die Kommunen  
von Bund und Land verlässliche  
Unterstützung bei der Schaffung von  
Unterkünften, bei der Organisation 
von Sprach- und Integrationskursen, 
beim Ausbau der Betreuungsplätze  
in den Schulen und Kitas. 

Bundesgelder müssen den tatsächli-
chen Aufwand decken und ungeschmä-
lert an die Gemeinden und Städte  
weitergeleitet werden. Unterkunfts- 
und Integrationskosten müssen voll-
ständig übernommen werden.

Ein klareres Wort an dieser Stelle an 
unseren verehrten Innenminister: Die 
Unterbringung Anerkannter oder Ge-
duldeter ist Staatsaufgabe! Anerken-
nung und Duldung sind kein Fall einer 

selbstverschuldeten Obdachlosigkeit. 
Wer hier Obdachlosigkeit und damit 
alleinige Zuständigkeit der Kommunen 
behauptet, tritt diejenigen mit Füßen, 
die sich überobligationsmäßig bei der 
Lösung der Aufgabe der Erstunterbrin-
gung beteiligt haben.

VIERTE THESE: EIN SOFORTIGES 
UND SPÜRBARES UMSTEUERN IN 
DER BUNDES- UND LANDESPOLI­
TIK IST ERFORDERLICH! NICHT IR­
GENDWANN, SONDERN SUBITO! 

Wir brauchen mehr Realitätssinn in 
Bezug auf die gesamtstaatliche Leis-
tungsfähigkeit und Umsetzbarkeit  
politischer Ziele. Und zum Gesamt-
staat gehören auch wir Kommunen  
als Teil der Staatsverwaltung! Ja, wenn 
wir umsteuern, dann braucht es den 
Mut, dies den Leuten auch zu sagen. 
Schluss mit weiter so. Schluss mit Ver-
sprechen und Wechselschecks zu Las-
ten Dritter und künftiger Generatio-
nen! Die Menschen sind es längst leid, 
dass ihnen nur nach dem Mund gere-
det wird. Sie sind bereit für unbeque-
me Wahrheiten. Um mit einem populä-
ren Juror bei the voice (Ronan Keating) 
zu sprechen: it's Entscheiden-Time.

Ein paar Handlungsfelder, die nach 
neuem Realitätssinn und Umsteuerung 
schreien:

Kinderbetreuung und Schule

Nicht nur wegen der zunehmenden  
Anzahl an Flüchtlingen und Migranten 
wird es immer schwieriger, eine verläss-
liche Kinder- und Jugendhilfeplanung 
vorzunehmen. Auch das nahezu un-
beschränkte Elternwahlrecht, beliebig 
buchbare Betreuungszeiten, ein über-
bordendes Anspruchsdenken im Sinne 
einer vollständigen Kostenverantwor-
tung machen den kommunalen Verant-
wortungsträgern das Leben schwer. In 
diesem Kontext haben uns die Betreu- 
ungskosten-Geschenke der Freien Wäh- 
ler einen Bärendienst erwiesen! Das war 
ein Sündenfall! Eine Abkehr von der 
Primärverantwortung der Eltern. 

Das, was das BayKiBiG in Jahren des 
Überflusses propagiert hat, ist heute 
faktisch nicht mehr zu halten. Es fehlt 
an Betreuungskräften, Infrastruktur 
und Geld. Wie sollen wir unter diesen 
Rahmenbedingungen unseren Auftrag 
sicherstellen? Wie sollen wir das halten, 
was andere, Bund und Land, verspro-
chen haben? Und wen werden die Ent-
täuschten an den Pranger stellen? Si-
cher hat sich unter Uli Scharf einiges an 
Flexibilisierung ergeben. Dafür bin ich, 
sind wir dankbar! Aber da dürfen wir 
jetzt nicht stehenbleiben. Auch an die 
„Heilige Kuh“ des Beteuungsschlüssels 
müssen wir ggf. Hand anlegen.

Wie soll´s bei der Ganztagsbetreuung 
von Grundschulkindern weitergehen? 
Hier stehen wir vor der gleichen He-
rausforderung:  künftig immer mehr 
Grundschulkinder, gleichzeitig nicht 

vorhandene oder gar schwindende  
Betreuungsquote, weniger Personal, 
neue Aufgaben wie Sprach- und Sozi-
alvermittlung!

Die Städte und Gemeinden bauen  
massiv Ganztagsbetreuungsplätze  
aus. Der Staat unterstützt uns hier  
vorbildlich; dafür sind wir dankbar. 
Aber es bleiben noch eine ganze Reihe 
von Baustellen: Der Freistaat muss  
voll umfänglich die Verantwortung  
für ganztägige Angebote unter  
schulischer Aufsicht an allen Schul- 
tagen übernehmen – auch im Fall  
von Knappheit staatlichen Personals.  
Es muss sichergestellt sein, dass die  
Finanzierung der schulischen Angebote 
auskömmlich ist. Also, dass die kom-
munalen Schulträger finanziell nicht 
(noch) schlechter gestellt werden als 
bisher schon. Angebote unter Schulauf-
sicht müssen für die Ferienzeiten fort-
geführt oder weiterentwickelt werden.

Nur so – und nicht durch Schaffung 
ständig neuer Modelle – ist die Ganz-
tagsbetreuung von Grundschulkindern 
in Zukunft realistisch möglich. Der 
Staat hat sich zum Ziel gesetzt, eine 
bestimmte Betreuungskulisse haben 
zu wollen. Es ist seine Zielsetzung und 
damit auch seine finanzielle Primärver-
antwortung!

Wir sind auf Bundes- und Landesebene 
laufend in Gesprächen mit dem Sozial- 
und Kultusministerium; aber noch lan-
ge nicht am Ende angekommen. 
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Beispiel Wärmeplanung und  
HeizungsG/Energiewende
– unverbindlich
– orientierungslos
– Ängste schürend
– Zeitlicher Rahmen?
– �Umsetzungshindernisse Kartellrecht, 

Personal, Material
– Anschluss- und Benutzungszwang

FÜNFTE THESE: AM ENDE KOMMT 
ES IMMER AUFS GELD AN!

Alles, was an Zielen formuliert wird, er-
zeugt nur dann Vertrauen, wenn die  
Ziele verlässlich und zeitnah umgesetzt 
werden. Leider ist es in der Regel so, 
dass Politik sehr reich an Einfällen, aber 
bettelarm an Ideen und Mitteln ist, die-
se Einfälle auch umzusetzen. Die Fin-
digkeit, Konnexitätsgrundsätze etwa 
durch freiwillige Handlungsfelder aus-
zuhebeln, ist schier unbegrenzt. Das gilt 
auch für die Selbstverständlichkeit, mit 
der die kommunale Ebene als Ausfall-
bürge auf erstes Anfordern in Anspruch 
genommen wird. Ihr wisst schon: Mo-
bilfunkmasten, Ladesäulen, Ärztever-
sorgung und jetzt auch noch Kranken-
häuser.

AUSFLUG Krankenhäuser: Das,  
was sich da abspielt, ist keine Tretmi- 
ne mehr; das, was sich da anbahnt, 
ist schon eher ein provozierter Reak-
torunfall der Dimension Fokuschima 
oder Tschernobyl. Wenn die anbahnen-
den Defizite umlagenwirksam werden, 
gute Nacht. Aber auch Feigheit der  
Politik und Versagen des Plebiszits  
vgl. Weilheim.

Demnächst stehen wieder Verhandlun-
gen zum Kommunalen Finanzausgleich 
an. Unsere Forderungen sind klar:

– �Der Anteil an staatlichen Haushalts-
mitteln im Rahmen des kommuna-
len Finanzausgleichs ist deutlich zu 
erhöhen. 

– �Vorwegentnahmen auf der Grundla-
ge des Finanzausgleichsgesetzes sind 
auf das absolut notwendige Maß zu 
begrenzen.

– �Die Schlüsselzuweisungen sind 
ebenso wie die Investitionspauschale 
nachhaltig zu stärken.

– �Geld für wasserwirtschaftliche Vor-
haben – also konkret: RzWas – ist 
im Rahmen des Kfz-Steuerersatzver-
bundes dauerhaft vorzuhalten und 
zu erhöhen. 

– �Die vom Bund gestrichenen GAK 
Mittel müssen substituiert werden: 
130 Mio. Bundesmittel = 2,1 Mrd In-
vestitionskraft.

– �Der Steuerverbund von derzeit 12,75 
Prozent muss schrittweise auf 15 Pro-
zent erhöht werden. Von den Frei-
en Wählern gefordert zur Zeit, als 
sie noch in Opposition waren; heute 
wollen sie nichts mehr davon wissen. 
Wie war das noch … ah ja … das Sein 
prägt das Bewusstsein!

Ich bin gespannt, was wir nach dieser 
Wahl umsetzen können. 

Zur Anerkennung der kommunalen 
Selbstverwaltung gehört auch, dass  
der Staat endlich aufhört, den Ge-
meinden und Städten Einnahmequel-
len wegzunehmen, wie dies vor Jah-
ren bei den Straßenausbaubeiträgen 
gegen unseren erbitterten Widerstand 
geschehen ist. Auch das Vorenthal-
ten neuer Einnahmen, wie zuletzt die 
Bettensteuer, ist ein no go. Es ist gro-
tesk, wenn der Staat Steuerfindungs-
möglichkeiten verfassungsrechtlich ga-
rantiert, dann sie aber verbietet, wenn 
Kommunen davon Gebrauch machen 
wollen. 

SECHSTE THESE: WIR MÜSSEN 
EFFIZIENTER WERDEN

Oder mutiger zu entscheiden und ent-
scheiden zu lassen. Wir bauen keine 
Bürokratie ab, wir schaffen sie täglich 
regaleweise neu. Daran nicht unschul-
dig sind Berufskollegen, die offen-
sichtlich glauben, jedes Lebensrisi-
ko mir Regeln ausschalten zu können. 
Kollegen, die bei gerichtlichen Er-
messensprüfungen nicht die Einhal-
tung der Leitplanken prüfen, sondern 
die Einhaltung der eigenen, subjekti-
ven Rechtsmeinung! DAS MUSS AUF-
HÖREN!

Mit einem „weiter so“ leisten wir  
einen Beitrag zur Deindustrialisierung, 
einen Beitrag zur Verteuerung des  
notwendigen Bauens, eine Vergrämung 
von Investoren, die bei uns Monate  
auf eine Baugenehmigung warten.

Für wichtige weichenstellende Infra-
strukturprojekte wie Stromtraßen oder 
Bahntraßen brauchen wir die Möglich-
keit der Legalgenehmigung. 15-jähri-
ge Planfeststellungsverfahren sind aus 
der Zeit gefallene Dinosaurier, die Geld 
und Vertrauen verschleudern. In diesem 
Zusammenhang: Angesichts der Vielfalt 
an Förderprogrammen schlagen wir eine 
Förderplattform vor, um den Kommu-
nen eine zielführende Navigation durch 
den Förderdschungel zu erleichtern.  
Es kann doch nicht sein, dass man ein 
„Youtube-Tutorial“ zum Ausfüllen eines 
Förderantrags zu Rate ziehen muss! 
Und unerlässlich: Bitte habt mehr Ver-
trauen in die Gemeinden und Städ-
te! Hinter jeder Einzelanforderung an 
das korrekte Ausfüllen eines Förder-
antrags steckt doch das grundlegende 
Misstrauen des Staates, die Gemeinden 
seien „Schlawiner“ und würden mehr 
verlangen, als ihnen zusteht. Ich will 

„schwarze Schafe“, die es da oder dort 
schon mal gegeben hat, nicht in Schutz 
nehmen. Aber die ganz große Mehrheit 
der Kommunen ist rechtstreu und ver-
sucht nicht, den Staat „über den Tisch 
zu ziehen“. Deshalb: Bitte einfachs-
te Förderverfahren und mehr Pauschal-
förderung anstelle von detailverliebter 
Einzelmaßnahmenförderung!

SIEBTE THESE: WOHNRAUM 
MUSS WIEDER FINANZIERBAR 
WERDEN

Immer mehr Menschen brauchen be-
zahlbaren Wohnraum. Immer Men-
schen heißt: Zuzug aus anderen Bun-
desländern nach Bayern, aber auch 
Zuzug bzw. Zuweisung von Flücht-
lingen in die Gemeinden und Städte. 
Während die einen schreien: „Keine  
weitere Flächenversiegelung mehr!“, 

rufen die anderen – die bisweilen so-
gar die Gleichen sind: „Mehr Wohn-
raum schaffen, durch massiven Neubau 
von Häusern, am besten von Geschoss-
wohnungsbau!“

Die Planungs- und Genehmigungs- 
verfahren für die Schaffung von drin-
gend notwendigem Wohnraum müssen 
massiv vereinfacht werden! Der § 13b  
BauGB – jedenfalls in modifizierter 
Form – muss unbedingt erhalten blei-
ben. Er könnte nachhaltig mit einer 
Pflicht zum Bauen sowie einem Min-
destbaurecht weiterentwickelt werden. 
Bezahlbarer Wohnraum entsteht regel-
mäßig dann, wenn Kommunen über 
Ankauf und Vergabe der Grundstücke 
entscheiden und beides steuern können. 

Der Rechtsrahmen für Konzeptver
gaben und Einheimischenmodelle 
muss deshalb praktikabel bleiben!  
Der Wohnungspakt Bayern muss un
bedingt fortgeführt werden. Er ist  
ein Erfolgsmodell. Was es auch braucht, 
ist endlich mit der Abschaffung über
zogener Standards anzufangen. Es  
sind die Standards, die das Bauen und 
Planen unnötig erschweren und die 
Kosten exorbitant in die Höhe treiben. 

Ein Ärgernis ist und bleibt auch die 
Verweigerungshaltung der Freien Wäh-
ler im Bayerischen Landtag zur Grund-
steuer C, also einer sogenannten Bau-
landsteuer. Bauerwartungsland und die 
bebaubare Baulücke als bloße Speku-
lations- und Anlageobjekt zu betrach-
ten, ist leider gängige Praxis. Gerade in 
Zeiten eines angespannten Wohnungs- Fo
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KOMMUNE-AKTIV -
SITZUNGSDIENST DIGITAL  
UND PRAXISNAH

Lohr am Main, November 2023
Der erste Eindruck zählt. So ist es auch 
bei einer Software. Mögen die Funkti-
onalitäten noch so komplex und aus-
gereift sein, wenn die Oberfläche nicht 
übersichtlich, durchdacht und zielfüh-
rend ist, wird die Software bei Nutzern 
nicht ankommen. Die unterfränkische 
multi-INTER-media GmbH hat genau 
dies bei der Entwicklung der KOMMU-
NE-AKTIV Software berücksichtigt. 

Neben dem regulären Sitzungsdienst 
beinhaltet KOMMUNE-AKTIV stan-

dardmäßig auch das Rats- und Bür-
gerinformationssystem sowie weite-
re nützliche Funktionen, wie z. B. die 
Aufgaben- und Beschlussverfolgung. 
Ein Hauptfokus liegt aber auf der nut-
zerfreundlichen Oberfläche, die aktuell 
„aufgefrischt“ wird. In Kürze präsentiert 
sich das Design dann noch moderner 
und angenehmer – all dies unter Beibe-
haltung der gewohnten Funktionen und 
Navigation. Die Anforderungen aus der 
Praxis an eine intuitive Bedienung und 
übersichtliche Menüführung werden  
somit noch weiter perfektioniert. 

Geschäftsführer Jochen Goßmann er-
gänzt: „Entsprechend unserer Philoso-
phie – Von Kommunen für Kommunen. 
Für die Zukunft. – erhalten Rathäuser mit 
KOMMUNE-AKTIV ein perfekt auf sie 
zugeschnittenes Tool, um sowohl der Ef-
fizienzsteigerung als auch der Digitalisie-
rung mühelos gerecht zu werden. Wir ste-
hen gerne für eine Online-Präsentation 
zur Verfügung – einfach anrufen, Termin 
vereinbaren und sich überzeugen lassen.“

DIE ZUKUNFT IM FOKUS

Von Kommunen für Kommunen. Für die Zukunft. 
 
 
 
 
 

 Weniger Aufwand, mehr Übersicht: Die praxisnahe Software mit durchdachten 
Zusatzfunktionen erhöht die Effizienz Ihrer Verwaltung. 

 
 

 Immer aktuell und inklusive: Das Rats- und Bürgerinformationssystem leistet für 
Sie den digitalen Informationsaustausch. 

 
 

 Start frei für Neues: Dank einfacher Installation und umfassender Betreuung  
können Sie innerhalb kürzester Zeit loslegen.  

 
 

 Schwarz auf weiß: An Ihrer bestehenden IT-Infrastruktur muss nichts geändert 
werden, die Kosten sind dadurch klar kalkulierbar. 

multi-INTER-media GmbH - KOMMUNE-AKTIV  
Lohr a.Main, Tel. 09352 500995-0 
info@kommune-aktiv.de    www.kommune-aktiv.de   

Online-Präsentation: 
Sie kennen KOMMUNE-AKTIV noch nicht? 
Rufen Sie uns an, wir stellen Ihnen die 
Software gerne näher vor -  
Tel. 09352 500995-0 

ANZEIGE

und Bodenmarkts fordern wir eine 
breite und tiefgreifende Debatte über 
ein gemeinwohlorientiertes Boden-
recht. Ich rufe die Freien Wähler auf, 
sich dem nicht zu verschließen!

ACHTE THESE: VERLÄSSLICHKEIT 
BRAUCHT KÖPFE

Wir brauchen Konzepte, um das künf-
tige Personal für unsere Verwaltungen 
zu rekrutieren. Da geht es um Attrak-
tivitätsfragen des Berufes, die Vergü-
tungsstrukturen aber auch um Digita-
lisierung und KI. Zum Teil völlig neue 
Bereiche, die ihr, liebe Kollegen, aber 
vordenken und einsteuern müsst.

Aktuell findet ein unwürdiger und 
rechtlich äußerst bedenklicher Ab-
werbekampf zwischen Gemeinden und 
Städten statt. Mit rechtlich unsauberen 
Versprechungen über Eingruppierung, 
Bezahlung und diverse Zulagen werben 
sich nicht wenige gegenseitig das Per-
sonal ab. Ich verstehe ja, dass jeder die 
besten Verwaltungskräfte bei sich ha-
ben will. Aber ein interkommunaler 
Wettbewerb um die besten Köpfe scha-
det am Ende uns allen. 

Das Ergebnis wird in nicht wenigen 
Fällen ein Job-Hopping von Angestell-
ten sein, die alle paar Jahre zu einer an-
deren Gemeinde oder Stadt wechseln. 
Damit ist niemandem geholfen. Das 
sollten wir lassen! 

Was wir vielmehr brauchen, ist mehr 
Effizienz, mehr Kooperation jen-
seits des Kirchturms. Was gut täte ist 

eine Werbe- und Imagekampagne für 
den öffentlichen Dienst. Denkt an das 
Handwerk oder die Bundeswehr! An 
Plakatwänden oder vor allem über So-
cial-Media-Kampagnen wird um die 
besten Köpfe geworben. Ich finde, zu-
sammen mit dem Freistaat Bayern soll-
ten wir versuchen, eine ähnliche Kam-
pagne zu organisieren.

Die Bayerische Staatsregierung könnte 
durch die Einrichtung eines digitalen 
Stellenportals für alle Stellenangebote  
im öffentlichen Dienst in Bayern den 
Zugang für Interessierte zu diesen In-
formationen erheblich erleichtern.  
Für die Kommunen gibt es zwar schon 
die Seite traumjob-vor-ort.de;  
durch einen gemeinsamen Auftritt  
von Freistaat und Kommunen könnte 
die Reichweite aber noch weiter gestei-
gert werden, auch das Ranking in den 
Suchmaschinen.

NEUNTE THESE: ZEITENWENDE 
BRAUCHT MUT UND DAS EINSTE­
HEN FÜR UND DAS VORLEBEN 
NEUER HANDLUNGSMAXIMEN!

Schneller, höher, weiter war gestern! 
Jetzt geht es um Bewahren und Sichern 
des Wohlstandes für künftige Genera-
tionen. Mit Geld alleine werden wir die 
Herausforderungen nicht meistern. 
Gefragt sind Kreativität, Ehrlichkeit, 
Prioritäten und der Mut, Selbstverwal-
tung zu leben. Aber genau das sind die 
Gestaltungsoptionen, die unseren Beruf 
zur Berufung und damit geil machen!

Es ist doch cool zu gestalten … voraus-
gesetzt, man lässt uns! Meine Bitte an 
Bund und Land: lasst uns endlich mehr 
Luft, mehr Handlungsraum, haben wir 
doch gemeinsam den Mut, die Zeiten-
wende für unsere Bürger tatsächlich 
positiv formen. Haben wir gemeinsam 
den Mut, für notwendige Priorisierun-
gen zu werben. Haben wir doch ge-
meinsam den Mut, die Schranken un-
serer alten Ideologien aufzuweichen, 
die Schranken einer nur so und nicht 
anders Politik zu durchbrechen!

Wir in den Kommunen sind für die  
Regelung der örtlichen Verhältnisse 
im Rahmen unserer Leistungsfähigkeit 
verantwortlich. So steht es in der Ver-
fassung. Das wir steht dabei für  
die gewählten Verantwortungsträger, 
deren Stellung in diesen Zeiten des 
Umbruchs dringend zu stärken ist. Das 
Plebiszit verantwortet nichts, der Ge-
wählte hat für sein Abstimmungsver-
halten politisch und zunehmend recht-
lich gradezustehen. Das sollten auch 
Politik und Gesellschaft achten. 

SCHLUSSSATZ: DIE ZUKUNFT 
GEHÖRT DEN AUFRECHTEN UND 
MUTIGEN! DIE MUTIGEN SCHAF­
FEN UND BINDEN VERTRAUEN. 
VERTRAUEN ALS BASIS EINER 
STABILEN, WERTEORIENTIERTEN 
POLITIK FÜR ALLE! DIE ZUKUNFT 
GEHÖRT EUCH, DEN KREATIVE­
REN GESTALTERN DER ÖRTLI­
CHEN GEMEINSCHAFT.

Danke für euren Einsatz, eure Solidari-
tät! Viel Glück und Gottes Segen!

FACHBEITRÄGE INFORMATION

http://Traumjob-vor-Ort.de
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IMPRESSIONEN VON DER KOMMUANLE 2023 AM 18. UND 19. OKTOBER 2023 IN NÜRNBERG

Präsident Dr. Uwe Brandl

v. l.: Felix Ebner (Databund e.V.), Cordula Kießling (BMI), Dr. Hans Michael Strepp 
(StMD), Susanne Hoyer (1. Bürgermeisterin der Gemeinde Langenbach), Sirko Scheffler 
(Databund e.V.), Gudrun Aschenbrenner (AKDB), Georg Große Verspohl (BayGT)

Stefan Graf, BayGT

Dr. Juliane Thimet, BayGT

Staatsminister Joachim Herrmann

Marcus König, Oberbürgermeister 
der Stadt Nürnberg

Forum Energiewende

v.l: Wolfgang Gösch (WV Acheng-
ruppe), Dr. Juliane Thimet (BayGT) 
und Maximilian Bleimeier (AWA 
Ammersee)

v.l.: Nora van de Sand (StMAS), 
Hans-Peter Mayer (BayGT) und 
Alexandra Brumann (StMUK)

Prof. Dr. Michael Sterner, OTH 
Regensburg

1. Bürgermeister Josef Oswald, 
Markt Glonn

Geschäftsführendes Präsidial
mitglied Dr. Franz Dirnberger

Peter Geiger, Architekt

Hubert Siply (li.), Bay. Landesbank 
mit Hans-Peter Mayer, BayGT

v.l.: Cornelia Hesse (BayGT), Dr. 
Angelika Poth-Mögele und Kerstin 
Stuber (BayGT)
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Ich weiß nicht, wer von den Anwesen-
den noch etwas mit Frank Zander an-
fangen kann. Vor allem in den 70er und 
anfangs der 80er war er ein relativ be-
kannter Songschreiber mit meist – 
nennen wir es – originellen Liedern.

Vor einigen Jahren hat er sich nochmal 
mit einem Album zurückgemeldet. Der 
Titel des Albums hieß Urgestein und 
auch eines der Lieder darauf heißt so.

Spätestens jetzt wird der Bezug zu 
Cornelia Hesse und dem Gemeindetag 
etwas klarer.

Ich zitiere den Refrain: 

„Denn ich bleib', wie ich bin.  
Werde nie was and'res sein. Denn  
ich bleib', wie ich bin. Ein Hoch  
auf das Urgestein!“

Er meint natürlich sich selber, aber  
hätte er an Cornelia Hesse gedacht, 
hätte er die Zeilen auch genau so ge-
schrieben.

Das mit dem Urgestein ist natürlich ir-
gendwie eine Plattitüde und ein biss-
chen abgedroschen. Aber wenn man 
einbezieht, dass immerhin der große 

Herbert Wehner dieses Bild das erste 
Mal benutzt hat, um Konrad Adenau-
er als einen Menschen zu beschreiben, 
der aus politischem Urgestein besteht, 
dann ist das zumindest eine gewis-
se Rechtfertigung dafür, die Metapher 
auch auf Dich, Cornelia, anzuwenden. 

Welche Eigenschaften sind es nun, die 
das geologische Urgestein mit dem 
kommunalen Urgestein der Cornelia 
Hesse verbinden?

In der geologischen Wissenschaft ist 
der Begriff natürlich längst überholt, 
aber im 17. und 18. Jahrhundert stellte 
man sich vor, dass es eine Art von Ur-
gestein geben müsse, das als erstes – 
wodurch auch immer – entstanden sei 
und das deshalb im Grunde schon im-
mer da gewesen ist. Und – ich hoffe, 
Du bist mir da nicht böse – das passt 
exakt auf Cornelia Hesse. Gefühlt war 
sie schon immer da, gefühlt war sie seit 
je beim Bayerischen Gemeindetag, klar 
mit immer mal wieder unterschiedli-
chen Zuständigkeiten, wobei ein paar 
doch eine sehr lange an Dir hängen ge-
blieben sind. 

Ich will jetzt keine Ansprache nach dem 
Motto: Das war Dein (dienstliches) 
Leben halten, aber ich darf schon sa-
gen, dass Du seit dem 15.11.1994 beim 
bayerischen Gemeindetag gearbeitet 
hast, seit fast 30 Jahren, also eine ganze 
Generation! Als Du beim Gemeinde-
tag angefangen hast, war Helmut Kohl 
Bundeskanzler und Angela Merkel eine 
junge Bundesministerin mit Ambitio-
nen, die gerade vom Familienministeri-

um ins Umweltministerium gewechselt 
war. Du hast über Jahrzehnte das Er-
schließungsbeitragsrecht und bis heute 
das Straßenrecht geprägt. 

Ein ganz typisches Urgestein ist der 
Granit. Wenn jemand etwas Unverrück-
bares erschaffen will, etwas, das einfach 
nicht kaputt gehen kann, ist Granit ein 
passendes Material. Und das passt auch 
auf Dich. Wenn Du Dir eine Meinung 
gebildet hattest, dann bist immer dazu 
gestanden, hast Dich von manchem Un-
wetter nicht beeindrucken lassen und 
bist aus allen Unbillen und Widrigkeiten 
unverändert hervorgegangen. Und man 
konnte sich einfach auf Dich verlas-
sen. So ein Fels dreht sich nicht wie ein 
Fähnchen im Wind, sondern er bleibt 
stehen und verrichtet seinen Dienst und 
seine Pflicht, egal ob die Sonne scheint 
oder ob es regnet oder stürmt.

Und so hast Du Deine Positionen,  
die Positionen des bayerischen Ge-
meindetags in vielen Kämpfen uner-
schütterlich vertreten, sei es gegenüber 
staatlichen Institutionen, aber auch ge-
genüber anderen mehr oder weniger 
befreundeten Verbänden. Und manch-
mal auch gegenüber den Kolleginnen 
und Kollegen oder auch gegenüber dem 
Geschäftsführer in vielen fruchtbaren 
und weiterführenden Diskussionen.

Gerade als Geschäftsführer weiß  
ich es sehr zu schätzen, wenn  
jemand eben nicht windschnittig  
ist, sondern mit klarer Kante  
argumentiert. Und dafür bin ich  
Dir auch persönlich sehr dankbar.

Wer – wie Du – in den Alpen zum 
Wandern und Bergsteigen geht, kennt 
aber noch eine andere Eigenschaft des 
Urgesteins. Nach einem schönen Tag, 
wenn langsam die Dämmerung herein-
bricht und die Luft sich abkühlt, bleibt 
das Urgestein warm und angenehm. 
Berührt man das Gestein, spürt man 
die Wärme, die von innen kommt, und 
erinnert sich an die sonnigen Stunden. 
Das ist übrigens jetzt keine Anspielung 
auf die durchschnittliche Temperatur in 
Deinem Büro, obwohl man sich da vor 
allem in Wintertagen immer sehr wohl 
fühlen konnte.

Es passt auch zu Deiner Persönlich-
keit. Du bist ein warmherziger empa-
thischer Mensch, der immer ein Ohr 
und auch eine Hand für Deine Kolle-
ginnen und Kollegen hatte. Wenn Not 
am Mann war, hast Du ohne Zögern 
und ohne Jammern geholfen. Und jetzt 
gehst Du in Ruhestand. Der Gemein-
detag muss ohne Dich auskommen, 

was ihm schwerfallen wird. Mir per-
sönlich ein wenig leichter als den ande-
ren, weil ich Dir als nächster in diesen 
Lebensabschnitt nachfolgen werde und 
daher nicht mehr so richtig mitbekom-
men werde, wie das so ist.

Der Bayerische Gemeindetag ohne 
Cornelia Hesse … eigentlich undenkbar.

So wie ich Dich kenne, wirst Du den 
Ruhestand genießen, vielleicht etwas 
mehr Zeit haben für Deine Hobbies 
und für alles andere, was in Deiner  
aktiven Zeit zu kurz kommen musste.

Horaz hat in einem seiner Gedichte  
geschrieben: „Beatus ille, qui procul  
negotiis.“ Glücklich ist der, der fern 
von Geschäften ist. Gemeint hat er 
wohl: fern von der Geschäftsstelle. 
Mach es gut und denk ab und zu ein-
mal an Deine Kolleginnen und Kolle-
gen in eben jener!

VERABSCHIEDUNG VON  
FRAU CORNELIA HESSE
REDE DES GESCHÄFTSFÜHRENDEN PRÄSIDIALMITGLIEDS DR. FRANZ DIRNBERGER  
AM 19.10.2023 AUF DER KOMMUNALE IN NÜRNBERG
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„Wir werden Straßenverkehrsgesetz 
und Straßenverkehrsordnung so an
passen, dass neben der Flüssigkeit  
und Sicherheit des Verkehrs die Ziele 
des Klima- und Umweltschutzes, der  
Gesundheit und der städtebaulichen 
Entwicklung berücksichtigt werden, 
um Ländern und Kommunen Entschei-
dungsspielräume zu eröffnen.“

Der Text im Koalitionsvertrag der sog. 
Ampel-Regierung aus SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und FDP klang zu-
nächst aus kommunaler Sicht äußerst 
vielversprechend. Die Forderung nach 
mehr und unbürokratischeren Re-
gelungsmöglichkeiten und Gestal-
tungsspielräumen für die Kommunen, 
insbesondere für Anordnungsmög-
lichkeiten von Tempo 30-Zonen, war 
und ist seit langem eine Forderung des 
Bayerischen Gemeindetags. Die Ge-
staltungsmöglichkeiten der Kommu-
nen auch im Hinblick auf die durch 
den Klimawandel notwendige Mobi-
litätswende müssen gestärkt und den 
Kommunen weitere Steuerungsinstru-
mente an die Hand gegeben werden.

„REALITÄTSCHECK“  
IM RAHMEN DES GESETZ­
GEBUNGSVERFAHRENS

Mittlerweile liegt nun der offizielle 
Entwurf zur Überarbeitung der StVO 
vor. Und dieser enttäuscht aus kom-
munaler Sicht. Zunächst ist es positiv, 
dass Ziele der Anpassungen des StVG 
und der StVO sind, dass neben der 
Flüssigkeit und Sicherheit des Verkehrs 

erstmals die Ziele des Klima- und Um-
weltschutzes, der Gesundheit und der 
städtebaulichen Entwicklung nun neu 
berücksichtigt und den Kommunen 
mehr Befugnisse zugestanden werden 
sollen. Es wird entsprechend defini-
tiv zu Verbesserungen der Gestaltungs-
spielräume der Kommunen kommen 
aber eben nur sehr punktuell. Der ak-
tuell vorliegende StVO-Entwurf wird 
dem Versprechen aus dem Koalitions-
vertrag nämlich nicht gerecht. Insbe-
sondere bei der Anordnung von Tem-
po 30-Zonen bleibt der Entwurf weit 
hinter den Erwartungen zurück.

Demnach wird auch weiterhin  
kein flächendeckendes Tempo 30 
auf Hauptverkehrsstraßen innerorts  
angeordnet werden können. Auch  
soll den Gemeinden nicht die Be- 
fugnis eingeräumt werden auf der 
Grundlage der erweiterten Ziele des 
StVG selbstständig zu entscheiden,  
wo Tempo 30 angeordnet werden  
soll, obwohl im Entwurf des StVG  
dem Grunde nach hierfür die Mög- 
lichkeit geschaffen wurde. Lediglich 
auf Streckenabschnitten von bis zu  
500 Metern zwischen zwei Tempo 
30-Zonen und u. a. im Bereich von 
Fußgängerüberwegen, Spielplätzen 
oder hochfrequentierten Schulwegen 
soll zukünftig Tempo 30 neu ange- 
ordnet werden können. Diese Erweite-
rungen sind im Vergleich zum status-
quo nur minimale Verbesserungen  
und kein großer Wurf.

WIE IST DIE AKTUELLE  
RECHTSLAGE?

Aktuell bestehen für die Kommunen 
schon Möglichkeiten zur Einrichtung 
von Tempo 30-Zonen, diese beschrän-
ken sich aber in der Regel auf Einzel-
fallermächtigungen (z. B. vor Schu-
len, wenn auch nur örtlich begrenzt) 
oder auf Straßen abseits der Haupt-
verkehrsstraßen. Immer wieder kommt 
es dabei in der Praxis zu Streitigkei-
ten zwischen Kommunen und Rechts-
aufsichtsbehörden, ob die gesetzli-
chen Voraussetzungen zur Anordnung 
von Tempo 30-Zonen vorliegen oder 
nicht und immer wieder führt dieses 
Thema zu Bürokratie und einem un-
nötig hohem Begründungsaufwand.

REFORM DER STRASSENVERKEHRS
ORDNUNG – MEHR GESTALTUNGS
MÖGLICHKEITEN FÜR DIE KOMMUNEN?

Text �Benedikt Weigl, Bayerischer Gemeindetag

BENEDIKT WEIGL

FORDERUNGEN DES BAYERI­
SCHEN GEMEINDETAGS

Ein Festhalten an der aktuellen Syste-
matik ist nicht mehr zeitgemäß. Eine 
Anordnung von Tempo 30 muss auch 
außerhalb straßenverkehrlicher Be-
gründungsansätze ermöglicht werden. 
Ob und wo Tempo 30-Zonen einge-
richtet werden sollen, sollte jeweils von 
den Kommunen vor Ort umfassend 
entschieden werden können. 

Zu komplizierte und nur punktuelle  
neue Befugnisse führen nicht zu  
einer notwendigen Vereinfachung  
der Verfahren, die den Kommunen 
rechtssichere Ausweisung von Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen erlauben. 
Wir brauchen nicht mehr Einzelfall-
befugnisse, sondern eine Allgemein-
befugnis für Entscheidungen vor Ort. 
Den Kommunen sollte zugetraut  
werden in diesem Themenbereich  
die besten und praktikabelsten Rege-
lungen selbst treffen zu können.

BEWOHNERPARKEN, BUSSON­
DERSTREIFEN UND FUSSGÄN­
GERÜBERWEGE

Die angedachten Neuregelungen in § 
45 Abs. 1b StVO zum Bewohnerparken 
sind zu begrüßen. Hier sollen in Zu-
kunft auch Anordnung auf Grundlage 
von einem nur drohenden Parkraum-
mangel möglich werden. Wann ein sol-
cher „drohender Parkraummangel“ 
vorliegt ist jedoch aktuell noch unklar 
und dies muss klargestellt werden. 

Leider werden in diesem Zusammen-
hang jedoch nicht die bereits vielfach 
bestehenden Probleme von in Wohn
gebieten langfristig parkenden Wohn-
mobilen und LKW´s angegangen.  
Der Fokus verkehrsrechtlicher Anord-
nungen liegt hier auch weiterhin ein-
seitig auf dem Aspekt der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs. So  
werden Städte und Gemeinden dem 
Verbrauch des öffentlichen Parkraums 
durch die steigende Anzahl an zuge
lassenen Wohnmobilen nicht mehr 
Herr. Wohnmobile werden regelmä-
ßig als zusätzliches Fahrzeug im Haus-
halt neben durchschnittlich 1,5 Pkw 
gehalten und im öffentlichen Verkehrs-
raum geparkt, teilweise dauerhaft über 
mehrere Wochen an der gleichen Stelle. 
Gerade in ohnehin schon stark belaste-
ten Wohngebieten wird der Parkraum 
zusätzlich eingeengt. 

Nach wie vor ungelöst ist das LKW-
Parken in Wohngebieten. Die Stra-
ßenverkehrs-Ordnung muss dahinge-
hend geändert bzw. ergänzt werden, 
dass nur noch Kraftfahrzeuge bis zu ei-
ner zulässigen Gesamtmasse von 3,5 t 
in Wohngebieten parken dürfen. 

Positiv sind hingegen die neuen  
Möglichkeiten zur erleichterten An-
ordnung von Bussonderstreifen sowie 
zur Anordnung von Fußgängerüber
wegen. Diese ermöglichen den Kom-
munen deutlich weitergehende Befug-
nisse als bisher.

AUSBLICK

Der Entwurf der StVO soll bis Ende 
des Jahres im Bundesrat beraten und 
verabschiedet werden. Der Bayerische 
Gemeindetag hat sich in einem ge-
meinsamen Schreiben zusammen mit 
dem Bayerischen Städtetag an Staats-
minister Herrmann mit der Bitte ge-
wandt die kommunalen Belange in den 
Verhandlungen zu berücksichtigen. 

Des Weiteren hat sich der Bayerische  
Gemeindetag über den Deutschen 
Städte- und Gemeindebund in die 
Verbändeanhörung auf Bundesebene 
eingebracht. 

Es bleibt zu hoffen, dass die Reform 
der StVO das Versprechen im Koali-
tionsvertrag erfüllt und am Ende eine 
tatsächliche Reform mit einem er
kennbaren Mehrwert für die Arbeit  
der Kommunen darstellt.

Weitere Informationen erwünscht?  
Tel. 089 36 00 09-27, benedikt.weigl@bay-gemeindetag.de
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Bayerns Kommunen müssen sich 
heute vielfältigen Herausfor-

derungen stellen: der demographi-
schen Entwicklung, knappen finanzi-
ellen Ressourcen, der technologischen 
Entwicklung, dem wachsenden Wett-
bewerb der Regionen im europäischen 
und globalen Kontext, dem Klimawan-
del, nationalen und internationalen 
Krisen sowie den gestiegenen Erwar-
tungen der Bürgerschaft und der Un-
ternehmen an die Art und die Qualität 
kommunaler Leistungen.

Viele Aufgaben, die früher von jeder 
Kommune für ihren Bereich nach  
damaligen Maßstäben gut erfüllt  
werden konnten, erfordern heute 
übergreifende und vernetzte Lösun-
gen. Neue Aufgaben kommen hinzu, 
die anspruchsvoller, aufwändiger  
und komplexer werden. So erfordert 
die Bereitstellung von nutzerfreund- 
lichen digitalen Leistungsangebo- 
ten, die  Einhaltung des Datenschut-
zes und der Anforderungen an die  
IT-Sicherheit in den Rathäusern,  
die Sicherstellung der gemeindlichen  
Daseinsvorsoge einschließlich der  
Anpassungen an den jeweiligen Stand 
der Technik sowie die vergabekonfor-
me Ausschreibung von Bau-, Liefer- 
und Dienstleistungen sowie freiberuf-
licher Leistungen ein spezialisiertes 
Fachwissen, das den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern in den Kommunal-
verwaltungen einiges abverlangt.

Zur Bewältigung dieser Anforderun-
gen kann die Interkommunale Zusam-
menarbeit ein zukunftsfähiger Lö-

sungsansatz sein. Gemeinsam und in 
guter Nachbarschaft gebündelt las-
sen sich zahlreiche kommunale Auf-
gaben besser und effektiver erledigen. 
Es entstehen finanzielle und perso-
nelle Spielräume, die anderweitig ge-
nutzt werden können. Zudem bleibt 
die Eigenständigkeit und Identität der 
einzelnen Gemeinden gewahrt. Das 
Gesetz über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) bietet hier viel-
fältige Handlungsoptionen für eine 
erfolgreiche interkommunale Zusam-
menarbeit.

VORTEILE INTERKOMMUNALER 
ZUSAMMENARBEIT

Die interkommunale Zusammenar-
beit bietet Vorteile und Chancen, die 
es zu nutzen gilt. Durch die Bünde-
lung der Aufgaben oder die gemein-
same Bereitstellung von kommunalen 
Einrichtungen ergeben sich Spezia-
lisierungs- und Größenvorteile so-
wie Synergieeffekte. Davon profitieren 
die Bürgerinnen und Bürger durch ein 
größeres und professionelleres Leis-
tungsangebot der Verwaltung. Zudem 
eröffnen sich neue finanzielle Gestal-
tungspielräume. Positive Effekte zei-
gen sich aber auch auf andere Weise: 

– �Kommunen können die Verantwor-
tung und die Finanzierungsrisiken 
auf mehrere Schultern verteilen,

– �spezialisiertes Fachpersonal kann  
für mehrere Verwaltungen einge- 
setzt werden und muss nicht von  

jeder einzelnen Kommune isoliert 
akquiriert werden,

– �Kommunen können sich Aufgaben-
felder erschließen, die eine überört-
liche Ausrichtung erfordern, und 

– �abgestimmte Planungen schonen  
die Ressourcen und schützen die  
natürlichen Lebensgrundlagen. 

FÖRDERUNG INTERKOMMUNA­
LER KOOPERATIONEN

Um die Kommunen stark für die Zu-
kunft zu machen, steht der Freistaat 
Bayern ihnen seit Jahren unterstützend 
zur Seite. Die Förderung von inter-
kommunalen Kooperationen nach der 
Richtlinie für Zuwendungen des Frei-
staats Bayern zur Förderung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit deckt 
einen Teil der Kosten ab, die bei der 
Vorbereitung und Durchführung einer 
interkommunalen Kooperation ent-
stehen und setzt somit einen (finanzi-
ellen) Anreiz, gemeinsam kommunale 
Aufgaben zu erledigen. 

Nach der Richtlinie fördert der Frei-
staat Bayern neue vorbildhafte Koope-
rationen mit einer Zuwendung 

– �in Höhe von bis zu 50.000 €,  
jedoch max. 85 % der zuwendungs
fähigen Kosten;  

– �in Höhe von bis zu 90.000 €,  
wenn der Antragsteller und  
die Mehrheit der Kooperations- 

INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT – 
EIN ZUKUNFTSFÄHIGES MODELL FÜR  
STARKE KOMMUNEN

Text �Daniela Köninger, Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration

partner einem (Teil-)Raum mit  
besonderem Handlungsbedarf  
entsprechend dem Landesentwick-
lungsprogramm Bayern angehören.

Die Richtlinie und die weiteren Förder-
voraussetzungen wie z. B. die notwendi-
ge Einsparung der personellen und säch-
lichen Ausgaben in den kooperierenden 
Aufgabenbereichen von mindestens 15 % 
oder die mindestens fünfjährige Koope-
rationsdauer sind auf der Homepage des 
Staatsministeriums des Innern, für Sport 
und Integration abrufbar.

AUFGABENBEREICHE

Nahezu alle Bereiche eignen sich 
für eine interkommunale Zusam-
menarbeit. In vielen Bereichen wur-
den bereits interkommunale Ko-
operationen erfolgreich umgesetzt. 
Die Anwendungsgebiete reichen 
von der Raumentwicklung, dem Flä-
chenmanagement, einem gemeinsa-
men Standesamt, einer gemeinsamen 
Archivpflege, die Beschäftigung ge-
meinsamer Fachkräfte (Datenschutz-
beauftragter, IT-Fachmann) bis hin 
zu einem gemeinsamen Verkehrs-
übungsplatz. Hier ist Raum für kre-
ative Ideen und Lösungen. In jedem 
Fall soll sich die Zusammenarbeit in 
den vorgesehenen Aufgabenfeldern 
auf wesentliche Bereiche des Verwal-
tungshandelns, die mit personellen, 
strukturellen oder organisatorischen 
Veränderungen bei den an der Koope-
ration Beteiligten verbunden sind, be-
ziehen. Die bloße Beschaffung von 

Groß- und Spezialgeräten wird  
dagegen nicht gefördert. 

Beispielhaft seien einige Aufgaben
bereiche herausgegriffen:

1. GEMEINSAME EDV- 
/IT-KRAFT

Die elektronische Datenverarbeitung 
(EDV) sowie die Informationstechnik 
(IT) sind komplexe Themenfelder und 
rücken auf Grund der Digitalisierung 
der Behörden auch bei den Kommu-
nen immer mehr in den Vordergrund. 
Die Datensicherheit der vorhandenen 
Netzwerke zu anderen Behörden und 
die Betreuung der Fachanwendungen 
stellen neben dem Aufbau, dem Be-
trieb und der Weiterentwicklung der 
IT-Systeme, der Anwenderbetreuung 
und dem Support für die Mitarbeiter 
einen enormen Zeit- und Kostenfaktor 
dar. Zudem ist in den letzten Jahren in 
vielen kommunalen Einrichtungen die 
Digitalisierung fortgeschritten, so dass 
zunehmend auch Schulen, Kitas, Bib-
liotheken oder Kläranlagen von einer 
IT-Fachkraft betreut werden müssen.

Die komplexen Aufgaben können 
nicht mehr ohne das entsprechende 
Fachwissen erledigt werden. Es bedarf 
entsprechender Expertinnen und  
Experten. Dabei stellt die Beschäfti-
gung von Fachpersonal im Rahmen  
einer interkommunalen Kooperation, 
also die gemeinsame Beschäftigung 
einer IT-Fachkraft durch mehrere 
Kommunen, eine sinnvolle, kosten-

günstige und nachhaltige Lösung 
 dar. Besondere Vorteile eigener Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen im 
EDV- und IT-Bereich sind, dass bei 
Problemen und Störungen sofort auf 
Fachkräfte zugegriffen und unmittel-
bar Support geleistet werden kann. 
Das Verwaltungspersonal kann ent-
lastet werden und ist bei Störungen 
schneller wieder „arbeitsfähig“. Da-
rüber hinaus setzt die Betreuung der 
Netzwerke mit anderen Behörden, die 
Umsetzung des Onlinezugangsgeset-
zes und die Betreuung der Websei-
te einen festen Ansprechpartner sowie 
Fach- und Organisationswissen vor-
aus, welches mit einer eigenen Fach-
kraft vorgehalten werden können. 

Zudem kann das Wissen im Regelfall 
langfristig und intern in den Kommu-
nen gehalten werden, was zur Stärkung 
der Resilienz von Kommunen führt.  

2. SICHERUNG DER TRINK­
WASSERVERSORGUNG

Die öffentliche Trinkwasserversorgung 
in Bayern gewährleistet mit einem  
Anschlussgrad von über 99 % der Ein-
wohner, dass das Trinkwasser in der 
benötigten Menge und in hoher Qua-
lität für alle zur Verfügung steht. Rund 
2.200 Versorgungsunternehmen ga-
rantieren eine flächendeckende Versor-
gung mit genügend Wasser und hoher 
Zuverlässigkeit. Die Trinkwasserversor-
gung ist eine kommunale Pflichtauf-
gabe im eigenen Wirkungskreis. Es gilt 
das hohe Versorgungsniveau in Bayern 
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auch künftig, insbesondere im Hinblick 
auf die anstehenden Herausforderun-
gen wie beispielweise den Klimawandel 
und die demographische Entwicklung 
zu erhalten.  

Wasserversorgungsanlagen müssen  
den allgemein anerkannten Regeln  
der Technik entsprechen und nötigen-
falls modernisiert werden. Mit einer 
gemeindeübergreifenden Organisation 
der kommunalen Wasserversorgung  
fällt es in der Regel leichter, sich den 
Herausforderungen zu stellen. Bereits 
die Übertragung der Betriebsführung 
mehrerer Wasserversorgungsanlagen 
auf einen gemeinsamen kommunalen  
Betreiber oder die Nutzung moderner  
Technik bei der Betreuung und Über-
wachung der Wasserversorgungsan- 
lagen kann ein erster Schritt sein,  
um den Anforderungen nicht nur  
an das erforderliche Fachpersonal, 
sondern auch an die rechtlichen Ver-
pflichtungen, etwa aus der Eigenüber-
wachungsverordnung (EÜV), die Be-
triebssicherheit und die Einhaltung  
der Sicherheitsvorschriften gerecht  
zu werden. Ein weiterer Schritt einer 
Zusammenarbeit könnte die gemein
same Sanierung der technischen Ein-
richtungen sein. 

3. GEMEINSAME VERGABESTELLE

Kommunale Bau-, Liefer- und Dienst-
leistungsaufträge sowie freiberufli-
che Leistungen müssen vergaberechts-
konform ausgeschrieben werden. Dies 
stellt vor allem kleinere Gemeinden, 

die mit Ausschreibungsverfahren nur 
wenig Erfahrungen haben und nur über 
begrenze personelle Ressourcen mit 
fachspezifischen Know-how verfügen, 
vor große Herausforderungen. Feh-
ler bei Ausschreibungsverfahren kön-
nen nachteilige Auswirkungen auf die 
kommunalen Projekte, wie z.B. Verzö-
gerungen durch ein mögliches Nach-
prüfungsverfahren, Rückzahlung von 
Fördermitteln, Schadensersatzforde-
rungen gegenüber der Gemeinde oder 
Prüfungsmitteilungen der Rechnungs-
prüfung, haben. 

Eine zentrale Beschaffungsstelle kann 
für alle an der Kooperation betei-
ligten Kommunen Vergabeverfahren 
nach den jeweils einschlägigen verga-
berechtlichen Bestimmungen vorbe-
reiten und durchführen. Je nach Ent-
scheidung der beteiligten Kommunen 
kann die zentrale Beschaffungsstel-
le das Vergabeverfahren durchführen 
und einen beschlussfertigen Vergabe-
vorschlag vorbereiten oder die einge-
gangenen Angebote an die zuständi-
ge Kommune zur Wertung zuleiten. In 
beiden Fällen verbleibt das Zuschlags-
recht bei der Kommune, in der der Be-
schaffungsbedarf entstanden ist. Zen-
trale Beschaffungsstellen können auch 
Beratungs- und Unterstützungsleis-
tungen bei der Vorbereitung oder 
Durchführung von Vergabeverfahren 
übernehmen.

4. GEMEINSAMER DATEN­
SCHUTZBEAUFTRAGTER

Bayerische Kommunen sind von der 
immer rascheren technologischen 
Entwicklung und der fortschreiten-
den Digitalisierung insoweit beson-
ders betroffen, als sie oft der erste An-
sprechpartner für Bürgerinnen und 
Bürger sind, die wiederum erwarten, 
dass sie ihre Angelegenheiten mög-
lichst digital erledigen können. 

Umso wichtiger ist daher, dass die 
Kommunen auch in datenschutz- 
rechtlicher Hinsicht gut beraten sind.  
Die seit 25. Mai 2018 für die Kommu-
nen geltenden Grundlagen dafür  
ergeben sich aus der unmittelbar gel-
tenden europäischen Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und  
ergänzend insbesondere aus dem  
an die DSGVO angepassten Bayeri-
schen Datenschutzgesetz (BayDSG). 

Verantwortlicher für die Verarbei- 
tung personenbezogener Daten ist  
dabei nach § 4 Nr. 7 DSGVO i. V. m. 
Art. 3 Abs. 2 BayDSG grundsätzlich 
die für die Verarbeitung zuständige 
öffentliche Stelle, also die Kommune. 
Dem Datenschutzbeauftragten, den 
nach Art. 37 Abs. 1 Buchst. a DSGVO 
jede öffentliche Stelle zu benennen 
hat, kommt dabei eine wesentliche be-
ratende Funktion im Zusammenspiel 
mit dem Organisationsverantwortli-
chen, dem IT-Beauftragten und den 
Fachabteilungen zu. Dabei ist Daten- 
schutz spätestens seit Geltung der 
DSGVO „Chefsache“: Denn der Da-
tenschutzbeauftragte berichtet nach 
Art. 38 Abs. 3 Satz 3 DSGVO unmit-
telbar der höchsten Management- 

Ebene des Verantwortlichen – also der 
Behördenleitung. 

Stellung und Aufgaben des oder der 
Datenschutzbeauftragten ergeben sich 
im Einzelnen aus Art. 37 bis 39 DSGVO 
und Art. 12 BayDSG. Der behördli-
che Datenschutzbeauftragte ist dem-
nach frühzeitig in alle mit dem Schutz 
personenbezogener Daten zusammen-
hängenden Fragen einzubinden (Art. 38 
Abs. 1 DSGVO) und er muss Zugang 
zum Verzeichnis der Verarbeitungstä-
tigkeiten nach Art. 30 DSGVO erhal-
ten (Art. 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayDSG). 
Wesentliche Aufgaben des behördlichen 
Datenschutzbeauftragten nach Art. 39 
Abs. 1 DSGVO sind insbesondere 

–  �die Unterrichtung und Beratung  
des Verantwortlichen über dessen 
datenschutzrechtliche Pflichten, 

–  �die Überwachung der Einhaltung 
datenschutzrechtlicher Vorschrif-
ten, einschließlich der Zuweisung 
von Zuständigkeiten, der Sensibili-
sierung und Schulung der Beschäf-
tigten und diesbezüglicher Über-
prüfungen, 

–  �die Zusammenarbeit mit  
der Aufsichtsbehörde, 

–  �die Stellungnahme zu einem  
beabsichtigten Einsatz oder einer 
wesentlichen Änderung eines  
automatisierten Verfahrens, mit  
dem personenbezogene Daten  
verarbeitet werden, 

–  �die Stellungnahme zu geplanten Vi-
deoüberwachungsanlagen und die 
Beratung des Verantwortlichen bei 
Datenschutz-Folgenabschätzungen 
und Überwachung ihrer Durchfüh-
rung nach Art. 35 DSGVO und An-
laufstelle für betroffene Personen. 

Um diese Aufgaben gut erfüllen zu 
können, benötigt der oder die Daten-
schutzbeauftragte eine entsprechende 
Qualifikation. Dementsprechend ver-
langt Art. 37 Abs. 5 DSGVO, dass er 
oder sie auf der Grundlage der berufli-
chen Qualifikation und insbesondere  
des datenschutzrechtlichen Fachwis-
sens zu benennen ist. Dazu gehören 
Rechtskenntnisse bezüglich der ein-
schlägigen datenschutzrechtlichen  
Regelungen sowie Grundkenntnisse 
der eingesetzten IuK-Technik. 

Gerade für kleinere Kommunen bietet 
es sich vor diesem Hintergrund an, die 
von der DSGVO vorgesehene Mög-
lichkeit in Anspruch zu nehmen, für 
mehrere öffentliche Stellen einen ge-
meinsamen Datenschutzbeauftragten 
zu bestellen (Art. 37 Abs. 3 DSGVO). 
Konkret stellt eine Kommune (Land-
kreis, Verwaltungsgemeinschaft, 
Zweckverband) zu diesem Zweck im 
Einvernehmen mit den übrigen Betei-
ligten eine geeignete Fachkraft bereit, 
die als Datenschutzbeauftragter tätig 
wird sowie eine Vertretung. Die Betei-
ligten benennen diese Personen dann 
jeweils zu ihrem behördlichen Daten-
schutzbeauftragten sowie zu dessen 
Vertretung. Dabei werden die zur Er-
füllung dieser Aufgabe erforderlichen 

Einrichtungen sowie ein ausgestatte- 
ter Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt. 
Es gibt hierfür eine Musterzweckver-
einbarung, die auf der Internetseite 
des Staatsministeriums des Innern,  
für Sport und Integration herunterge-
laden werden kann. 

5. KINDER- UND JUGENDARBEIT - 
GEMEINSAME MUSIKSCHULE

Der gemeinsame Betrieb einer inter-
kommunalen Musikschule eröffnet 
Kindern, Jugendlichen und Erwachse-
nen die Möglichkeit zum Musizieren. 
In vielen Kommunen gibt es heute kei-
ne bzw. kaum mehr organisierte Struk-
turen zur musikalischen Förderung. 
Diese sind eher in größeren Städten 
zu finden. Die Kulturpflege sowie die 
Aufgabe des örtlichen Unterrichts und 
die Erwachsenenbildung ist eine frei-
willige gemeindliche Aufgabe im eige-
nen Wirkungskreis (Art. 83 Abs. 1 BV, 
Art. 57 Abs. 1 GO).

Die Kooperation mehrerer Gemein- 
den kann dazu beitragen, diesem  
Bildungsanspruch besser gerecht zu 
werden. Mit der Einstellung und der 
Beschäftigung gemeinsamen Personals 
z. B. für die musikalische Früherzie-
hung kann auch in ländlich geprägten 
Regionen ein professionalisiertes  
Musikangebot für Jung und Alt ange-
boten werden. Passende Räume wie 
 z. B. in der Grundschule oder in an-
deren kommunalen Gebäuden stehen 
durchaus zur Verfügung. 
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6. SICHERUNG DER ABWASSER­
ENTSORGUNG

Die Abwasserentsorgung ist eine kom-
munale Pflichtaufgabe, für deren Erle-
digung eine kommunale Infrastruktur 
mit einem der größten Investitions-
werte der Gemeinde vorgehalten wird. 

Aufbau eines Klärwärterpools

Die Kommunen stellen seit vielen Jah-
ren eine funktionierende Abwasserent-
sorgung durch die rund 2.500 öffent-
lichen Kläranlagen und von mehr als 
105.000 Kilometer öffentlicher Abwas-
serkanäle (Misch-, Schmutz- und Re-
genwasserkanäle) sicher. Diesen Stand 
zu erhalten bzw. an den neuesten Stand 
der Technik anzupassen, bedarf sowohl 
in qualitativer wie auch in quantitativer  
Hinsicht fortwährender Anstrengungen  
und Investitionen. 

Mit dem Aufbau eines gemeinsamen 
Klärwärterpools oder der Betreuung 
mehrerer Kläranlagen oder Abwasser-
einrichtungen durch eine Gemeinde 
oder durch gemeinsames Personal kann 
das vorhandene Personal effektiver ein-
gesetzt werden. Urlaubs- und Krank-
heitstage können problemloser abge-
deckt werden. 

Einsparpotential bietet auch der Be-
reich „Sicht- und Funktionskontrol-
len“. Durch die Installation von Fern-
wirktechnik und die Betreuung der 
Anlage durch Fachpersonal kann jeder-
zeit der aktuelle Zustand der Anlage 

überprüft und bei Bedarf eingegriffen 
werden. Eine Videoüberwachung kann 
Besuche vor Ort teilweise ersetzen. Zu-
dem wäre der Betrieb eines zentralen, 
mit moderner Technik ausgestatteten 
Labors möglich. 

Kanalinspektion und  
Sanierungsplanung

Die Kontrolle und die Instandhaltung 
der Abwasserkanäle stellt die Kom-
munen vor große personelle und fi-
nanzielle Herausforderungen. Es gilt, 
die vorhandenen Kanalnetze zu erhal-
ten und kostspielige Sanierungen oder 
Neubauten zu vermeiden. 

Mit der Bündelung der Aufgaben bei 
einer kommunalen Gebietskörper-
schaft, der Gründung eines Kommu-
nalunternehmens oder Zweckverbandes 
können das Fachwissen und das Perso-
nal effektiv eingesetzt, die rechtlichen 
Verpflichtungen aus der Eigenüber-
wachungsverordnung leichter erfüllt 
werden und die Anschaffung und der 
Einsatz von Spezialgeräten, wie z. B. 
moderne Kameratechnik, lohnen sich. 

Es profitiert aber auch die Umwelt von 
einem intakten Kanalnetz, denn nur mit 
einem funktionierenden Abwassersys-
tem kann eine einwandfreie und den An-
forderungen an den Umweltschutz und 
Überflutungsschutz gerecht werdende 
Abwasserableitung sichergestellt werden. 

Weitere Beispiele erfolgreicher inter-
kommunaler Kooperationen finden Sie 

auf der Homepage des Staatsministeri-
ums des Innern, für Sport und Integrati-
on (www.innenministerium.bayern.de/
kub/komzusammenarbeit/index.php). 

INFORMATIONEN ZUM  
FÖRDERPROGRAMM

Informieren Sie sich über das Förder-
programm oder zu Fragen der inter-
kommunalen Zusammenarbeit auf der 
Homepage des Staatsministeriums des 
Innern, für Sport und Integration oder 
direkt bei den Ansprechpartnern für 
interkommunale Zusammenarbeit bei 
den Regierungen. Diese sind auch für 
die Förderung von interkommunalen 
Kooperationsprojekten zuständig. 

Die für die jeweiligen Regierungs-
bezirke zuständigen Ansprechpart-
ner sind auch auf der Internetseite des 
Staatsministeriums des Innern, für 
Sport und Integration veröffentlicht. 

FAZIT

Es ist Zeit für kreative Ideen und  
Lösungen! Machen Sie sich gemein- 
sam mit anderen Kommunen auf den 
Weg in die Zukunft! Der Freistaat  
Bayern steht hier unterstützend zur 
Seite. Es lohnt sich, denn Gemein
samkeit macht stark! 

Weitere Informationen erwünscht?  
daniela.koeninger@stmi.bayern.de 

Nach der Bayerischen Landtagswahl 
2023 ist vor der Europawahl 2024 –  
am 09.06.2024 werden in Deutschland 
die Abgeordneten zum Europäischen 
Parlament gewählt.

Die Bayerische Staatskanzlei hat die 
Aufgabe und das Ziel, die Öffentlich-
keit über die Europäische Union und 
die Bedeutung der Europawahl zu  
informieren und mit ihnen dazu ins  
Gespräch zu kommen, verbunden  
mit einem allgemeinen, parteineutra- 
len Aufruf an die Bürger, von ihrem  
Wahlrecht Gebrauch zu machen.

Hierzu wird vom 8. April bis 20. Mai 
2024 sowie am 1. und 2. Juni 2024 
der „EUropaTruck 2024“ der Bayeri-
schen Staatskanzlei durch Bayern fah-
ren – ein auffällig in EU-Farben desi-
gnter Showtruck - und in insgesamt 43 
Kommunen in allen Regierungsbezir-
ken Bayerns für jeweils einen Tag Sta-
tion machen. Wo möglich wird der 
Bus in größere Veranstaltungen wie 
z. B. Europatage, Markttage, Volksfes-
te oder Sportereignisse eingebunden, 
um möglichst viele Menschen nieder-
schwellig erreichen zu können.

Der Truck dient als mobiler Informa-
tionsstand, Bühne und Diskussions-
plattform mit und über Europa und 
wird von einem umfangreichen Rah-
menprogramm zum Mitmachen, Ler-
nen und Erleben für Jung und Alt er-
gänzt – u. a. Bürgerforen, Workshops, 
Simulationen, Planspiele, das Multime-
dia-Format „Dokulive“, Diskussions-
parcours, eine Fotobox, Europa-Quiz, 

Gewinnspiele, ein Video-Tagebuch  
sowie ein Kinderprogramm rund um 
die Europäische Union.

Veranstalter des Projekts ist die Bay-
erische Staatskanzlei. Kooperations-
partner und Beteiligte sind u. a. die 
Landeszentrale für politische Bil-
dungsarbeit, das Verbindungsbüro 
des Europäischen Parlaments in Mün-
chen, die Vertretung der Europäischen 
Kommission in München, die Europäi-
sche Akademie Bayern e.V., das Cent-
rum für Angewandte Politikforschung 
der Ludwigs-Maximilians-Universität 
München und weitere bayernweit  

tätige Institutionen und Organisatio-
nen im Bereich Europa. 

Ansprechpartnerin für alle Fragen, 
Ideen und Vorschläge rund um das 
Projekt und seine Bewerbung:

Dr. Katharina Hellmann, Leiterin  
des Referats C I 4 – Europapolitische 
Veranstaltungen und Öffentlichkeitsar-
beit in der Bayerischen Staatskanzlei

Tel. 089 21 65 22 52
oeffentlichkeitsarbeit-europa 
@stk.bayern.de

 „EUROPATRUCK 2024“  
GEHT AUF TOUR DURCH BAYERN
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  BEZIRKSVERBAND  
MITTELFRANKEN

In guter Atmosphäre, bei angeneh- 
mem Wetter, an einen schönen Ort  
und mit vielen wichtigen Themen  
im Gepäck fand am 19. und 20. Sep-
tember 2023 die Bezirksversammlung 
des Bezirksverbands Mittelfranken  
des Bayerischen Gemeindetags statt. 
Fast vollzählig trafen sich die Kreis
vorsitzenden des Bayerischen Gemein-
detags sowie ihre Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter in Rottenbach am 
Brombachsee um aktuelle Themen zu 
diskutieren und sich mit zahlreichen 
Gästen auszutauschen. 

Nach freundlicher Begrüßung durch 
die Bezirksvorsitzende Bürgermeisterin 
Dr. Birgit Kreß, einer Vorstellung der 
gastgebenden Gemeinde durch Bür-
germeister Thomas Schneider und ei-
nem Grußwort des Landrats und ehe-
maligen Bürgermeisters Ben Schwarz 
stieg man sogleich in die Tagesordnung 
des zweitägigen Programms ein: 

Im ersten Tagesordnungspunkt erfolg-
ten der Bericht des Schatzmeisters und 
der Kassenprüfung sowie eine einstim-
mige Entlastung durch die Versamm-

lung. Die Bezirksvorsitzende dankte 
für die sorgfältige Arbeit. 

Im Anschluss referierte der zuständi- 
ge Fachreferent der Geschäftsstelle  
und Mittelfrankenreferent Matthias  
Simon zu ausgewählten Themen  
des Öffentlichen Baurechts. Von star-
kem Interesse waren hierbei die ge-
genwärtige Entwicklung zur aktuellen 
Rechtsprechung zu § 13b BauGB  
sowie die Rechtsentwicklung im Be-
reich der erneuerbaren Energien, na-
mentlich der Freiflächenphotovoltaik 
und der Windenergie. Thematisch  
passend übernahm im Rahmen der 
Diskussion sodann auch Dr. Katharina 
Leuzinger von der Regierung von  
Mittelfranken, die sich insbesonde-
re mit dem aktuellen Sachstand des 
Windkraftausbaus in der Region be-
fasste. In der sich ergebenden Diskus-
sion wurde dabei auch intensiv über 
das Problem des mangelnden Verteil-

netzausbaus sowie die fehlenden  
Speichermöglichkeiten beraten. 

Einen Themenwechsel ergab der  
Folgevortrag: Dr. Rüdiger Detsch  
vom Bayerischen Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz 
und Thomas Keller vom Wasserwirt-
schaftsamt in Ansbach referierten  
zum Thema „Klimaresiliente Land- 
kreise – Wasserversorgung der Zu-
kunft – Trockenperioden und Stark
regenereignisse“. Dr. Detsch erläuterte 
die sich ändernden klimatischen An-
forderungen, denen die Gemeinden 
sich stellen müssen, sei es mit Blick  
auf Starkregen oder langanhaltende 
Trockenheit. Der Freistaat unterstützt 
die Planungen in diesen Bereichen mit 
entsprechenden Fördermöglichkeiten. 
Auf die RZWas angesprochen räumt 
Dr. Detsch ein, dass die Zeiträume bis 
zur Auszahlung der Förderung lang 
seien. Er begründet dies mit dem gro-

ßen Erfolg der RZWas und den vielen 
Förderanträgen. Herr Keller stellte  
das Pilotprojekt des WWA mit dem 
Landkreis Neustadt an der Aisch –  
Bad Windsheim vor. Ziel des Projektes 
ist es Wasser in der Fläche zu halten. 
Die Akzeptanz aller Akteure vor Ort 
war sehr hoch und auch die Ergebnisse, 
die erzielt wurden, können sich sehen 
lassen. Herr Keller kündigt an, dass  
die Ergebnisse dieses Projektes nächs-
tes Jahr von der Wasserwirtschaft her-
ausgegeben werden.

Zum Ausklang des Tages besuchte  
die Bezirksversammlung das Infozent-
rum des Brombachsees. Unter fachkun-
diger Leitung von Herrn Keller wurde 
es der Gruppe ermöglicht, den Kont-
rollgang des Deichbauwerks des Brom-
bachsees zu erkunden. 

Das Abendprogramm wurde mit  
einer Brauereiführung in Spalt ein
geläutet: Die Brauerei ist keine Brau-
erei, wie jede andere, denn sie gehört 
den 5000 Bürgern der Stadt Spalt  
und steht mitten in der Stadt und im 
ältesten Hopfenanbaugebiet Deutsch-
lands. Sie ist die einzige kommunale  
Brauerei Deutschlands und damit ist 
der Spalter Bürgermeister auch Chef 
vom Sudhaus bis zur Abfüllung. Dip-
lom-Braumeister Uwe Schulz kompo-
niert dort 21 Bierspezialitäten, die dann 
auch noch vor Ort von den teilneh-
menden Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern verkostet werden konnten!

Der zweite Tagungstag wurde der Bun-
des- und Landespolitik gewidmet. 

Dr. Dirnberger stellt zunächst den 
Forderungskatalog des Gemeinde-
tags zur Landtagswahl 2023 vor. Sei-
tens des Bayerischen Gemeindetags 
wurde eine komprimierte Fassung so-
wie eine Langfassung erarbeitet, die 
auf der Homepage abgerufen werden 
kann. Im weiteren Vortrag erläuterte 
Dr. Dirnberger unter anderen die The-
men Grundsteuerreform, Kommuna-
le Finanzen sowie die Ganztagsbetreu-
ung für Grundschulkinder. Zu seinem 
Abschied bedankte sich der langjährige 
Geschäftsführer des Bayerischen Ge-
meindetags bei allen Anwesenden für 
die konstruktive Zusammenarbeit und 
kündigte mit den besten Wünschen für 
die Zukunft an, dass er in den nächs-
ten Monaten in den Ruhestand gehen 
wird. Die Versammlung sowie die Be-
zirksvorsitzende dankten Dr. Dirnber-
ger mit einem herzlichen Applaus. 

Die Vorträge und Debatten des rest-
lichen Tages standen unter der Über-
schrift: „Die aktuelle Lage am Ar-
beitsmarkt, Fachkräftemangel und 
Einwanderung / Entwicklungen in 
Wirtschaft und Industrie - Vorstellung 
der Zentralen Stelle für die Einwande-
rung von Fachkräften „Fast Lane“.

Hierzu begrüßte die Bezirksvorsitzend  
Regierungspräsidentin Dr. Kerstin  
Engelhardt-Blum, Regierungsdirektor 
Klaus Speckner sowie Dr. Armin Zitz-
mann von der Industrie- und Han-
delskammer Mittelfranken. Dr. Zitz-
mann stellt die Rolle der IHK bei der 
Anerkennung von Zeugnissen und Ab-
schlüssen dar. Im Anschluss stellt Herr 

Speckner die Zentrale Stelle für die 
Einwanderung von Fachkräften „Fast 
Lane“ vor. Dabei entwickelte sich eine 
intensive Diskussion über die Heraus-
forderungen, die die Gemeinden zu 
bewältigen haben. 

Regierungspräsidentin Dr. Engelhardt-
Blum erläuterte schließlich die Heraus- 
forderungen die in der täglichen Pra-
xis zu bewältigen seien. Für die An-
erkennung von Pflegekräften aus dem 
Ausland seien beispielsweise zwei Mi-
nisterien in komplexen Abstimmungs-
prozessen beteiligt gewesen. Die Be-
zirksvorsitzende hob im Rahmen der 
Aussprache nochmals das gute Mitein-
ander von Regierung und Kommunen 
hervor. Es ist ein Ausdruck von Wert-
schätzung, dass Regierungspräsidentin 
Dr. Engelhardt-Blum beiden Tage der 
Bezirksversammlung mit den Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern dis-
kutierte und sich die Zeit dafür nahm.

Am Abschluss der beiden Tage stand 
die Besichtigung des sozialen Wohn-
projekts „Wohnen für alle“ (Senioren-, 
Behindertenwohnungen und Pflege-
einrichtung) in Röttenbach. Bürger-
meister Schneider führte durch das 
Wohnprojekt. Das Projekt wurde vom 
gemeindeeigenen Kommunalunterneh-
men geplant, realisiert und finanziert. 
Ziel ist vorrangig Senioren zu ermögli-
chen in ihrer Gemeinde wohnen blei-
ben zu können.

Nach zwei intensiven und informativen 
Tagen in guter kollegialer Atmosphä-
re schloss Frau Dr. Birgit Kress die Ver-

SERVICE SERVICE
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sammlung und wünschte den Kolle- 
ginnen und Kollegen alles Gute für  
den anstehenden Herbst. 

  KREISVERBAND  
FÜRSTENFELDBRUCK

Am 10. Oktober 2023 kamen die Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister 
des Kreisverbands Fürstenfeldbruck 
im Bürgerhaus am Lauscherwörth in 
Emmering zu ihrer Kreisverbandsver-
sammlung zusammen.

Nach der Begrüßung durch den Kreis-
verbandsvorsitzenden, 1. Bürgermeis-
ter Hans Seidl, Gemeinde Maisach, 
wurde das Protokoll der letzten Kreis-
verbandsversammlung einstimmig an-
genommen. Anschließend referierte 
Wilfried Schober von der Geschäfts-
stelle des Bayerischen Gemeindetags 
über aktuelle Themen aus dem Feuer-
wehrwesen. Er ging dabei auf die Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts Re-
gensburg vom 8. August 2023 ein, die 
die Übernahme des Vorschlags des Ar-
beitskreises des Gemeindetags zur Per-
sonalkostenpauschale in Feuerwehrkos-
tensatzungen akzeptiert hat. Darüber 
hinaus gab Schober weitere Tipps für 
die tägliche Arbeit bei der Abrechnung 
von Feuerwehreinsätzen. Im Mittel-
punkt seiner Ausführungen standen die 
Förderrichtlinien im Feuerwehrwesen. 
Er stellte dabei die Anhebung der För-
dersätze zum 1. Juli 2013 in den Mittel-
punkt seiner Ausführungen. Dies betraf 
sowohl Feuerwehrhäuser als auch Feu-
erwehrfahrzeuge. Anschließend refe-

rierte er über Sonderförderprogramme 
zur Umstellung von Analog- auf Di-
gitalfunk im Bereich der Alarmierung 
sowie über das – gescheiterte – Son-
derförderprogramm des Bundes zum 
Aufbau eines bundesweiten Sirenen-
warnsystems zur Bevölkerungswarnung. 
Abschließend ging es noch um Feu-
erwehrbedarfspläne und die Frage, ob 
eine Feuerwehrrente für Bayerns Feuer-
wehrangehörige sinnvoll ist oder nicht. 

Bürgermeister Kennerknecht berichte-
te kurz über den Arbeitstand des Re-
gionalen Planungsverbands im Rah-
men der Windkraftvorranggebiete in 
der Planungsregion. Eine ausführliche 
Diskussion schloss sich seinen Ausfüh-
rungen an.

Um 12 Uhr schloss Kreisverbandsvorsit-
zender Hans Seidl nach Informationen 
zur Bürgermeisterlehrfahrt die Sitzung.

  GLÜCKWÜNSCHE

Der Bayerische Gemeindetag  
gratuliert folgenden Jubilaren:

Ersten Bürgermeister Joachim Haller,  
Markt Bodenmais, Vorsitzender  
des Kreisverbandes Regen,  
zum 55. Geburtstag

Ersten Bürgermeister Markus Reich-
art, Markt Heimenkirch, Mitglied 
des Präsidiums und Landesausschus-
ses, Vorsitzender des Bezirksverbands 
Schwaben und Vorsitzender des Kreis-
verbands Lindau, zum 50. Geburtstag

  LEBENDIGE BAHNHÖFE  
IN LÄNDLICHEN RÄUMEN  
GESUCHT

Bahnhöfe im ländlichen Raum sind 
mehr als nur Orte zum Ein- oder  
Aussteigen. Sie können eine Region 
beleben und das Mobilitätsverhalten 
von Menschen verändern; sie können  
zu mehr Lebensqualität beitragen  
und eine Region als Wirtschaftsstand-
ort stärken. Die Allianz pro Schiene 
sucht in Kooperation mit dem Deut-
schen Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) und der DB Station & Ser- 
vice solche kleineren Bahnhöfe, die 
ihre Umgebung lebenswerter machen. 
Bis zum Jahresende können Städte  
und Gemeinden genauso wie Privat-
personen Positivbeispiele bei der  
Allianz pro Schiene einreichen.

Ziel des Wettbewerbs „Bahnhof be-
lebt!“ ist es, in ganz Deutschland vor-
bildliche Bahnhöfe in ländlichen Räu-
men zu finden, die Reisende und 
Anwohner gleichermaßen durch gute 
Angebote anziehen und dadurch zu  
lebendigen Begegnungsorten machen. 
Der Geschäftsführer der Allianz pro 
Schiene, Dirk Flege, sagte zum Start 
des Aufrufs in Berlin: „Wenn Bahnhöfe 

durch ein breites Service-Angebot zu 
mehr Lebensqualität beitragen, können 
sie ein echter Treiber für die Verkehrs-
wende im ländlichen Raum sein. Sol-
che Beispiele wollen wir ins Schaufens-
ter stellen, damit sie zum Vorbild für 
andere Regionen werden.“

JURY WÄHLT BESTE LANDBAHN­
HÖFE AUS

Gesucht werden Bahnhöfe, die eine 
gute Verknüpfung zwischen Regional-
zügen, Bussen und Sharing-Angebo-
ten haben. Darüber hinaus sind auch 
ökonomische und soziale Angebote er-
wünscht: Menschen sollen am Bahn-
hof Einkäufe oder etwa Behördengänge 
erledigen können, sich aber auch etwa 
in einem Café verabreden und mitein-
ander ins Gespräch kommen können. 
Dirk Flege: „Kurzum: Wir suchen Kon-
zepte, die es geschafft haben, Bahnhö-
fe und ihr Umfeld in kleineren Kom-
munen aus dem Dornröschenschlaf 
zu wecken und die anderen Gemein-
den inspirieren können, um sie noch 
lebenswerter für ihre Bewohnerinnen 
und Bewohner zu machen.“

Einen Bahnhof vorschlagen können 
alle, die einen solchen vorbildlichen 
Bahnhof kennen oder aktiv betreuen, 
ganz gleich ob Gemeinden, Institutio-
nen oder Privatpersonen. 

Eine unabhängige Jury wählt Anfang 
2024 bis zu fünf Bahnhöfe aus dem ge-
samten Bundesgebiet aus. Diese Ge-
winner werden von der Allianz pro 

Schiene ausgezeichnet und einer brei-
ten Öffentlichkeit bekannt gemacht. 

Der Aufruf erfolgt im Rahmen des 
Projekts „Bahnhöfe als Drehscheiben  
nachhaltiger Mobilität und Vitalitäts-
zentrum im ländlichen Raum“, das 
vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz und dem Umwelt-
bundesamt gefördert wird. 

Weitere Informationen

Informationen zur Teilnahme  
am „Aufruf Bahnhof belebt!“  
und zur Themenseite Bahnhof: 
allianz-pro-schiene.de/bahnhof-belebt

Direktlink zum Fragebogen: 
allianz-pro-schiene.de/bahnhof-belebt/ 
projekt-einreichen/

Quelle: DStGB Aktuell 4023

  AKTION BIOTONNE 
DEUTSCHLAND 2024

Gemäß dem Kreislaufwirtschaftsgesetz 
sind Bioabfälle getrennt zu sammeln. 

In privaten Haushalten bilden Bioab-
fälle die größte Abfallfraktion. Küchen-  
und Gartenabfälle sind wertvolle Roh-
stoffe, die durch eine etablierte Infra-
struktur aus haushaltsnahen Biotonnen,  
Kompostier- und Biogasanlagen in 
großem Stil zu Kompost sowie Biogas 
recycelt werden können. Das Potenzi-
al der Bioabfallverwertung wird jedoch 
bei weitem noch nicht ausgeschöpft. 

Um die Bioabfallsammlung weiter  
zu verbessern, wird seit dem Jahr 2017 
jährlich die „Aktion Biotonne Deutsch-
land“ bundesweit durchgeführt. Die 
diesjährige Kampagne hat einen Akti-
onszeitraum von einem Jahr und star-
tet am Tag der Biotonne am 26. Mai 
2024. Die „Aktion Biotonne Deutsch-
land“ steht heuer unter dem Motto 
„#biotonnenchallenge2024“. Inhalt-
lich liegen die Schwerpunkte auf einer 
Kombination aus Öffentlichkeitsarbeit 
für weniger Plastik, Glas und Metall in 
der Biotonne sowie der Messung des 
Fremdstoffanteils im Bioabfall. Hierfür 
wird bis Mitte Mai 2024 eine erste und 
bis Mitte Mai 2025 eine zweite Mes-
sung der Fremdstoffe durchgeführt. 
Der erzielte Erfolg der Teilnehmer soll 
am Tag der Bio-tonne im Jahr 2025 
(26.05.2025) ausgezeichnet werden. 

Gemeinden, Städte, Landkreise und 
Abfallwirtschaftsbetriebe können sich 
an der deutschlandweiten „Biotonnen-
Challenge 2024“ beteiligen und dabei 
die Entwicklung der Fehlwürfe in der 
Biotonne u.a. mit der Chargenanalyse 
der Bundesgütegemeinschaft Kompost 
e.V. BGK messen. Dadurch können von 
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den Teilnehmern auch wertvolle Er-
kenntnisse im Hinblick auf die neu-
en Kontrollwerte und Untersuchungs-
methoden der Bioabfallverordnung, 
die ab dem 1. Mai 2025 gelten, gesam-
melt werden. 

Der Erfolg der diesjährigen bundes-
weiten Kampagne hängt insbeson-
dere von der Beteiligung möglichst 
vieler Gemeinden, Städte, Landkrei-
se und Abfallwirtschaftsbetriebe un-
ter der Dachmarke „Aktion Biotonne 
Deutschland“ ab. Eine aktive Beteili-
gung Ihrer Mitglieder an der Kampa-
gne wäre aus unserer Sicht zielführend 
und wünschenswert. 

Weitere Informationen zur Kampagne 
und Anmeldung: ab-kommunen.de 

  FÖRDERPROGRAMM 
„MASSNAHMEN ZUR AN­
PASSUNG AN DIE FOLGEN  
DES KLIMAWANDELS“  
STARTET IM NOVEMBER

Das Bundesumweltministerium hat ei-
nen neuen Aufruf zur Förderrichtli-
nie „Maßnahmen zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels“ (DAS) 
veröffentlicht. Vom 01.11.2023 bis 
31.01.2024 können insbesondere Kom-
munen eine Förderung für die Aus-
arbeitung von Anpassungskonzepten 
beantragen, die auf die jeweilige Kom-
mune zugeschnitten sind und einen 
inhaltlichen Schwerpunkt auf natur-
basierte Lösungen legen. Das Bundes-
umweltministerium stellt dafür ins-

gesamt 65 Mio. Euro aus Mitteln des 
Aktionsprogramms Natürlicher Klima-
schutz zur Verfügung.

Im Rahmen des neuen Förderaufrufs 
können Kommunen eine Förderung für 
die Entwicklung und Umsetzung eines 
integrierten und nachhaltigen Anpas-
sungsmanagements beantragen. Die-
ses Management soll möglichst viele 
Ebenen der lokalen Verwaltung einbe-
ziehen und umweltverträglich und kli-
mafreundlich ausgerichtet sein. Das 
zu entwickelnde Konzept für das An-
passungsmanagement soll den Fokus 
auf naturbasierte Lösungen legen. Da-
mit sind vor allem Maßnahmen ge-
meint, die den Schutz, die Erhaltung, 
die Wiederherstellung, die nachhaltige 
Nutzung oder die Bewirtschaftung na-
türlicher Ökosysteme berücksichtigen. 
Folglich sollen die Konzepte je nach 
örtlichem Bedarf Anpassungsmaß-
nahmen beinhalten, wie zum Beispiel 
Baumpflanzungen, Fassaden-, Dachbe-
grünung sowie Retentionsflächen.

Über einen weiteren Förderschwer-
punkt können Kommunen eine Förde-
rung für innovative Modellprojekte be-
antragen. Diese Modellprojekte müssen 
neue Ansätze der kommunalen Anpas-
sung aufgreifen und andere Kommunen 
zur Nachahmung anregen, um förder-
fähig zu sein. Für den gesamten För-
deraufruf gilt, dass Konzepte und Pro-
jekte die positiven Wechselwirkungen 
von Klimaanpassung, Natürlichem Kli-
maschutz und Stärkung der Biodiversi-
tät bestmöglich ausnutzen müssen.

ANMERKUNG DES DSTGB

Die Auswirkungen des Klimawandels 
stellen Städte und Gemeinden vor  
immer größere Herausforderungen. 
Dies haben die Extremwetterereignisse  
der vergangenen Wochen und Mona-
te erneut gezeigt. Starkregen, Über-
schwemmungen und Erdrutsche, aber 
auch anhaltende Hitze- und Dürre-
perioden sind in unseren Kommunen 
schon heute deutlich spürbar. Die  
Extremwettereignisse werden absehbar 
weiter zunehmen.

Um die Kommunen langfristig resili-
ent und lebenswert zu gestalten, bedarf 
es in den kommenden Jahren umfas-
sender Anpassungsprozesse. Die zu er-
greifenden Maßnahmen sind immens, 
weshalb es zur Bewältigung starke und 
handlungsfähige Städte und Gemein-
den braucht. Das Förderprogramm, mit 
welchem sich Kommunen mit lokalen 
Risikoanalysen und Anpassungsplänen 
auf die Klimaveränderungen vorberei-
ten und die Bevölkerung besser schüt-
zen können, ist daher aus kommunaler 
Sicht zu begrüßen.

Weitere Informationen: z-u-g.org/das

Quelle: DStGB Aktuell 4023

  KOMPETENZZENTRUM  
NATÜRLICHER KLIMASCHUTZ 
EINGERICHTET

Am 05.10.2023 wurde das Kompetenz-
zentrum Natürlicher Klimaschutz of-

SERVICE

fiziell eröffnet. Dieses soll die Umset-
zung von Fördermaßnahmen aus dem 
Aktionsprogramm Natürlicher Klima-
schutz koordinieren und als zentra-
le Anlaufstelle über Fördermöglichkei-
ten dienen.

Um die ökologische Krise gezielt  
anzugehen, hat die Bundesregierung 
im Frühjahr das Aktionsprogramm  
Natürlicher Klimaschutz auf den Weg 
gebracht. Damit soll der Zustand der 
Ökosysteme in Deutschland deutlich 
verbessert und deren Klimaschutzleis-
tung wie auch deren Widerstandsfä-
higkeit gestärkt werden.

Zur Umsetzung von Fördermaßnahmen 
aus dem Aktionsprogramm Natürlicher  
Klimaschutz wurde das Kompetenz-
zentrum Natürlicher Klimaschutz in 
Berlin eingerichtet. Als zentrale An-
laufstelle informiert das Kompetenz-
zentrum alle Interessierten über För-
dermöglichkeiten im Rahmen des 
Aktionsprogramms. Ziel des Kompe-
tenzzentrums ist es, bundesweit Pro-
jekte für den Natürlichen Klimaschutz 
anzuschieben und zu unterstützen und 
hierfür auch regional sowie lokal tätige 
Akteure miteinander zu vernetzen. Das 
Kompetenzzentrum wird von der Zu-
kunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) 
gGmbH im Auftrag des Bundesamts 
für Naturschutz (BfN) aufgebaut.

Weitere Informationen: z-u-g.org/knk

Quelle: DStGB Aktuell 4023

  FACHTAGUNG FÜR  
KOMMUNALES GEBÄUDE­
MANAGEMENT

6. – 7. DEZEMBER 2023
IN AUGSBURG ODER DIGITAL 

Damit Kommunen und öffentliche  
Einrichtungen ihre Dienstleistungen  
anbieten und erbringen können,  
brauchen sie entsprechende Gebäude: 
Schulen und Kitas, Anlaufstellen für 
Bürgerservices und Begegnungsstätten 
für soziale sowie kulturelle Aktivitäten. 
Somit verfügen öffentliche Einrichtun-
gen und Kommunen über einen hohen 
Immobilienbestand. Das Gebäudema-
nagement als zentrale Organisations-
einheit hat dabei vielfältige und wich-
tige Aufgaben. Es steuert alle Prozesse 
– wirtschaftlich, infrastrukturell und 
technisch – damit die Gebäude ihren 
Zweck erfüllen können. Dabei soll das 
Gebäudemanagement effizient, mo-
dern, rechtssicher und nachhaltig funk-
tionieren. Auf der Fachtagung erhalten 
Sie kompakt relevantes Fachwissen zum 
kommunalen Gebäudemanagement. 

Referenten
Ute Baranowski, Martin Sambale,  
Dr. Bernhard Mitko, Andrea Wilk, 

Kerstin Kröger, Brigitte Keller, Susanne 
Kinze, Nina Bauer, Theo Karmann

Kosten
Fachtagung 380 € inkl., Unterlagen 
zum Download zzgl. Verpflegungspau-
schale pro Person/Tag 54 € zzgl. MwSt.

Weitere Informationen
Bay. Akademie für Verwaltungs- 
Management GmbH
tagungen@verwaltungs-management.de 
verwaltungs-management.de

  BUNDESWETTBEWERB 
„UNSER DORF HAT  
ZUKUNFT“: BEWERBUNGS­
PHASE GESTARTET

Der bundesweite Wettbewerb „Unser 
Dorf hat Zukunft“ geht mit seiner  
28. Ausgabe in die nächste Runde. Teil-
nehmen können alle Dorfgemeinschaf-
ten, die sich auf dem Land für die so-
zialen, kulturellen, wirtschaftlichen, 
ökologischen und baulichen Belan-
ge ihres Heimatortes engagieren. Aus-
gezeichnet werden aktive und kreative 
Dörfer, die das Leben vor Ort attrak-
tiv gestalten. Im Wettbewerb zeigen die 
Menschen, was sie bewegt und wie sie 
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ihr Dorf fit für die Zukunft machen.
Der Bundesminister für Ernährung und 
Landwirtschaft, Cem Özdemir, ruft zu 
einer regen Beteiligung der Bürgerin-
nen und Bürger auf: „Auf meiner Som-
mertour konnte ich mich erneut davon 
überzeugen, wie viel Innovationskraft 
und Energie in unseren ländlichen Re-
gionen stecken. Das ist vor allem dem 
großen Einsatz der Menschen vor Ort 
zu verdanken, die sich unermüdlich 
für ihre Heimat stark machen und tol-
le Projekte voranbringen. Genau die-
ses Engagement wollen wir mit unserem 
Bundeswettbewerb sichtbar machen und 
würdigen. Ich freue mich auf die Betei-
ligung vieler Dorfgemeinschaften mit 
zukunftsweisenden und kreativen Ideen 
für starke ländliche Regionen. Machen 
Sie mit!“ Mitmachen können Dörfer so-
wie Gemeinschaften von benachbarten 
Dörfern mit bis zu 3000 Einwohnern. 
Die Initiative für die Teilnahme kann 
von Vereinen, Initiativen und Gemein-
devertretungen ausgehen. Die Anmel-

dung für den Wettbewerb erfolgt da-
bei zunächst auf regionaler Ebene, das 
sind in vielen Fällen die Landkreise. Je 
nach Bundesland gibt es mehrere Wett-
bewerbsstufen. Hierüber werden die je-
weiligen Bundesländer in gesonderten 
Ausschreibungen informieren. 

Die deutschlandweiten Finalisten wer-
den im Sommer 2026 von einer Fachju-
ry bereist und bewertet. Im Mittelpunkt 
steht dabei das bürgerschaftliche Enga-
gement. Bewertet werden alle Aspekte 
der Dorfentwicklung: Soziale Einrich-
tungen, Kulturangebote, ein lebendi-
ges Vereinsleben, Fragen der Nahver-
sorgung, Digitalisierung und Mobilität, 
Anpassung an den Klimawandel so-
wie eine verantwortungsvolle Bau- und 
Grüngestaltung und selbstverständlich 
wirtschaftliche Aspekte. Die Siegerdör-
fer werden im Rahmen einer großen Fei-
er auf der Internationalen Grünen Wo-
che 2027 ausgezeichnet. Die Dörfer im 
Bundesentscheid 2026 werden auch in 

der 28. Ausgabe des Bundeswettbewerbs 
wieder mit Preisgeldern prämiert (Gold: 
15.000 Euro, Silber: 10.000 Euro, Bron-
ze: 5.000 Euro). Sonderpreise in Höhe 
von je 3.000 Euro können für besondere 
Einzelprojekte vergeben werden.

Der Teilnahmeaufruf mit ausführli-
chen Informationen zum 28. Bundes-
wettbewerb „Unser Dorf hat Zukunft“ 
sowie weiterführende Informatio-
nen zum Wettbewerb im Allgemei-
nen und zu den bisherigen Wett-
bewerben von „Unser Dorf hat 
Zukunft“ findet sich unter bmel.de

Quelle: DStGB Aktuell 4023

  KOMMUNALFAHRZEUGE 
ZU KAUFEN GESUCHT

Die Fa. Dipl.-Ing. Hans Auer aus  
84478 Waldkraiburg kauft gebrauchte  
Kommunalfahrzeuge wie z. B. LKW  
(Mercedes und MAN), Unimog, Trans-
porter, Kleingeräte und Winterdienst-
Ausrüstung sowie Feuerwehr-Fahrzeuge.

KONTAKT
Tel. 08638 85636, Fax 08638 886639
h_auer@web.de 

  SAMMELBESCHAFFUNG FEUERWEHRFAHRZEUGE

Zur Gewährleistung einer höheren Aktualität, finden Sie die Rubrik  
„Sammelbeschaffungen Feuerwehrfahrzeuge“ nur noch auf unserer Homepage:
www.bay-gemeindetag.de/mitglieder/sammelbeschaffungen-feuerwehrfahrzeuge

Ihre redaktionellen Angebote richten Sie bitte formlos per E-Mail an:
baygt@bay-gemeindetag.de

Bitte beachten Sie, dass Ihr Verkaufsangebot nach 8 Wochen automatisch  
gelöscht wird.

Für Rückfragen stehen wir Ihnen sehr gerne unter der angegebenen  
E-Mail zur Verfügung.

DIE EINZELNEN AUSGABEN 
VON „BRÜSSEL AKTUELL“  
KÖNNEN IM MITGLIEDER- 
BEREICH DES INTERNET- 
AUFTRITTS DES BAYERISCHEN 
GEMEINDETAGS ABGERUFEN 
WERDEN.

„Brüssel Aktuell“ ist ein Gemeinschafts-

produkt der Bürogemeinschaft der 

Europabüros der bayerischen, baden-

württembergischen und sächsischen 

Kommunen in Brüssel.

THEMENÜBERSICHT  15. SEPTEMBER – 13. OKTOBER 2023

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

EUROPABÜRO DER  
BAYERISCHEN KOMMUNEN 
Nicolas Lux, Marilena Leupold
Rue Guimard 1
1040 Bruxelles
 
Tel.	+32 2 5490700 
Fax	+32 2 5122451

info@ebbk.de 
www.ebbk.de
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  BRÜSSEL AKTUELL 15/2023 
 
15. – 29. SEPTEMBER 2023

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
• �Nachhaltige Finanzen: EU-Kommission 

stellt Maßnahmenpaket vor 
• �Kurzzeitvermietungen: Parlaments

ausschuss legt Position fest
• �NextGenerationEU: Deutschland  

stellt den ersten Zahlungsantrag 
• �Digitalisierung I: Verordnung zur 

Chipsversorgung tritt in Kraft 
• �Digitalisierung II: ITRE positioniert 

sich zur Gigabit-Infrastrukturverord-
nung

• �Digitalisierung III: Kommission legt 
ersten Bericht zur digitalen Dekade vor 

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
• �Migration I: Aktuelle Entwicklungen 

im Rat der EU und in der Kommission 
• �Migration II: Konsultationen zum 

Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds 

INSTITUTION, GRUNDSÄTZLICHES 
UND WEITERE EU-THEMEN
• �Zur Zukunft Europas: deutsch-franzö-

sischer Expertenbericht über EU-Re-
formen

  BRÜSSEL AKTUELL 16/2023 
 
29. SEPTEMBER –  
13. OKTOBER 2023

WETTBEWERB, WIRTSCHAFT 
UND FINANZEN
• �Digitales Europa: Ausschreibungen  

in Höhe von 12 Millionen Euro 

UMWELT, ENERGIE UND VERKEHR
• �Wasser I: Parlamentsposition zum  

Abwasser verabschiedet 
• �Wasser II: Fraktionsübergreifender  

Aufruf für einen European Blue Deal
• �Gebäudeenergieeffizienz: Aktualisiertes 

Online-Tool der Kommission

REGIONALPOLITIK, STÄDTE UND 
LÄNDLICHE ENTWICKLUNG
• �Kohäsionspolitik: COTER 

nimmt ersten Entwurf an 
• �Forschung und Innovation: Euro

päisches Startup Village Forum 

SOZIALES, BILDUNG UND KULTUR
• �Migration: Rat einigt sich auf Verhand-

lungsmandat zur Krisenverordnung
• �Gewalt gegen Frauen: Istanbul-Kon-

vention tritt für die EU in Kraft 

INSTITUTIONEN, GRUNDSÄTZLI­
CHES UND WEITERE EU-THEMEN
• �Mehrjähriger Finanzrahmen: Parlament 

positioniert sich zur Halbzeitrevision
• �Klimaneutrale und intelligente  

Städte: Mannheim mit Missions- 
siegel ausgezeichnet 

FÖRDERMÖGLICHKEITEN UND 
AUFRUFE
• �NetZeroCities: Neue Bewerbung- 

srunde für Mission Cities gestartet
• �CEF: Förderung von Vorbereitungsstu-

dien grenzüberschreitender Projekte 
• �Neues Europäisches Bauhaus: Aus-

schreibung für NEB-Preise 2024 veröf-
fentlicht 	

• �EU-Förderprogramme: Virtuelle  
Informationsveranstaltungen 2023

  WETTBEWERB, WIRT­
SCHAFT UND FINANZEN 

1. NACHHALTIGE FINANZEN: 
EU-KOMMISSION STELLT 
MASSNAHMENPAKET VOR

Bereits am 13. Juni 2023 veröffentlich-
te die EU-Kommission im Rahmen ei-
ner Mitteilung ein Maßnahmenpaket 
für ein nachhaltiges Finanzwesen. Die-
ses Paket soll im Rahmen der Errei-
chung der Pariser Klimaziele und zur 
Umsetzung des Grünen Deals Unter-
nehmen und den Finanzsektor unter-
stützen, indem sie die private Finan-
zierung von Übergangsprojekten und 
-technologien fördern und Finanz-
ströme zu nachhaltigen Investitionen 
erleichtern soll (zuletzt Brüssel Aktuell 
10/2021). Das vorgestellte Paket setzt 
sich aus mehreren Teilen zusammen: 
Unter anderem wurden Veränderungen 
an relevanten delegierten Rechtsakten 
zur EU-Taxonomie vorgeschlagen;  
ferner wurde ein Verordnungsvor-
schlag über die Transparenz und Inte
grität von Anbietern von Umwelt-,  
Sozial- und Governance-Ratings  
(Environmental, Social and Governan-
ce (ESG)) vorgestellt, die die Trans
parenz auf dem Markt für nachhalti- 
ge Investitionen erhöhen sollen; so-
wie die Einführung von Europäischen 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards 
 (European Sustainability Reporting 
Standards (ESRS)) gemäß der Richtli-
nie 2022/2464/EU angekündigt.

DELEGIERTER RECHTSAKT  
ZUR EU-TAXONOMIE

Gemäß der Mitteilung der EU-Kommis-
sion soll die EU-Taxonomie dazu beitra-
gen, „Investitionen in die für den öko-
logischen Wandel am dringendsten 
benötigten Wirtschaftstätigkeiten zu len-
ken.“ Am 27. Juni 2023 hat die Kommis-
sion, wie in der Mitteilung angekündigt, 
einen delegierten Umwelt-Rechtsakt für 
Wirtschaftstätigkeiten angenommen, der 
einen wesentlichen Beitrag zur Errei-
chung folgender Ziele leisten soll: Nach-
haltige Nutzung und Schutz der Was-
ser- und Meeresressourcen; Übergang 
zu einer Kreislaufwirtschaft; Vermei-
dung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung; Schutz und Wiederher-
stellung der biologischen Vielfalt und 
der Ökosysteme. Dieser Rechtsakt kann 
nach Einschätzung des Rats der Gemein-
den und Regionen Europas in Brüssel 
(RGRE) bestimmte kommunal-relevante 
Wirtschaftstätigkeiten in den Bereichen 
verarbeitendes Gewerbe, Wasserversor-
gung, Abwasserentsorgung, Abfallwirt-
schaft und -sanierung, Hoch- und Tief-
bau, Katastrophenschutz, Information 
und Kommunikation, Umweltschutz und 
-sanierung sowie Beherbergungsgewer-
be betreffen. Ferner schlägt die Kommis-
sion Änderungen am delegierten Rechts-
akt zur Klimataxonomie vor.

EUROPÄISCHE NACHHALTIG­
KEITSBERICHTSSTANDARDS 
(ESRS)

Ein Teil des Maßnahmenpakets für 
nachhaltige Finanzen ist die Richtlinie 

zur Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Unternehmen (2022/2464/EU). In 
ihrem Geltungsbereich (rund 49.000 
Unternehmen in der EU) müssen öf-
fentliche und private Unternehmen die 
Europäischen Standards für die Nach-
haltigkeitsberichterstattung (ESRS)  
einhalten. Diese sektorspezifischen Kri-
terien werden derzeit entwickelt und 
sollen ab 2025 für das vorangegange-
ne Kalenderjahr gelten. Diese Vorgaben 
werden im Grundsatz auch für börsen-
notierte kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) gelten, für die jedoch ab-
weichende Standards gelten sollen, um  
den Berichtsaufwand auf einen verhält-
nismäßigen Umfang zu begrenzen. 

KOMMUNALE BETROFFENHEIT

Ein Teil der in der Kommissions-
Mitteilung vorgestellten Maßnah-
men können Auswirkungen auch auf 
Kommunen und kommunale Unter-
nehmen haben, wie der RGRE darge-
legt hat. Kommunen und kommuna-
le Unternehmen könnten zumindest 
indirekt von den Nachhaltigkeitsbe-
richtspflichten betroffen sein. Nicht-
börsennotierte KMU, potenziell auch 
solche im kommunalen Wirkungs-
kreis, könnten sich dann durch den 
ESRS betroffen zeigen, wenn sie mit 
Informationsanfragen von berichts-
pflichtigen Unternehmen und Finanz-
instituten konfrontiert wären, in des-
sen Wertschöpfungskette sie sich 
befinden. Auswirkungen könnten sich 
auch durch die Ausweitung des dele-
gierten Rechtsakts zur Umwelt erge-
ben, wenn durch die EU-Taxonomie 

AKTUELLES AUS BRÜSSEL

DIE EU-SEITEN

EUROPA EUROPA
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Investitionen in kommunal-relevan-
te Wirtschaftstätigkeiten umgelenkt 
bzw. forciert werden könnten. Des-
halb empfiehlt der RGRE kommuna-
len Akteuren, sich mit den neuen As-
pekten bzgl. der nachhaltigen Finanzen 
in der EU vertraut zu machen. (NL)

2. DIGITALISIERUNG II:  
ITRE POSITIONIERT SICH  
ZUR GIGABIT-INFRASTRUK­
TURVERORDNUNG  

Am 19. September 2023 verabschiede-
te der ITRE-Ausschuss des EU-Parla-
ments seinen Kompromisstext zur  
Gigabit-Infrastrukturverordnung 
(GIA). Dieser behält einige zentrale 
Regeln aus dem Vorschlag der  
EU-Kommission bei, fügt aber auch 
neue Aspekte hinzu. So fordert das 
Parlament, die Gebühren für Telefo
nate innerhalb der EU abzuschaffen, 
um das EU-weite Roaming weiter  
voranzutreiben. Umstrittene Punkte, 
wie bspw. Genehmigungsfiktionen  
und Zentrale Informationsstellen wur-
den vom Parlament beibehalten bzw.  
verschärft. Die Genehmigungsfikti- 
on wurde von vier auf zwei Monate  
gesenkt. Das Positionspapier der  
Bürogemeinschaft vom 20. September 
2023 zur Gigabit-Infrastrukturverord-
nung findet sich hier. (JK)

  UMWELT, ENERGIE  
UND VERKEHR 

WASSER I: PARLAMENTSPOSI­
TION ZUM ABWASSER VERAB­
SCHIEDET 

Das Europäische Parlament hat am  
5. Oktober 2023 seine Position zur 
Überarbeitung der Richtlinie über die 
Behandlung von kommunalem Abwas-
ser verabschiedet. Dabei konnten im 
Vergleich zum Ausschussbeschluss  
Verbesserungen im kommunalen Sinne 
erreicht werden: a) Der Zukauf von  
Erneuerbaren Energien von Dritten  
soll bis zu 40 % möglich sein (vor-
her: 25  %); b) Die Streichung der Be-
weislastumkehr. Die Änderungsan-
träge wurden mit knapper Mehrheit 
in der Plenarsitzung angenommen. 
Grundlage für die kommunale Inter-
essenvertretung war das gemeinsame 
Positionspapier der bayerischen, ba-
den-württembergischen und sächsi-
schen Kommunen. Die kommunalen 
Spitzen- und Landesverbände Baden-
Württembergs, Bayerns und Sachsens 
haben sich vor der Plenarabstimmung 
mit einem gemeinsamen Schreiben di-
rekt an die Abgeordneten gewandt. 
Die angenommenen Änderungsanträ-
ge können als Erfolg kommunaler In-
teressenvertretung gewertet werden. 
Die Mitgliedstaaten im Rat beabsich-
tigen ihre Allgemeine Ausrichtung am 
16. Oktober 2023 anzunehmen. Sobald 
diese vorliegt, starten die Verhandlun-
gen im Trilog mit dem Parlament und 
der Kommission. (PW)

WASSER II: FRAKTIONSÜBER­
GREIFENDER AUFRUF FÜR 
EINEN EUROPEAN BLUE DEAL 

Eine fraktionsübergreifende Grup-
pe von Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments hat sich für einen 
Europäischen Blauen Deal ausgespro-
chen (englischsprachig). Damit sol-
le die Europäische Union auf die Was-
serprobleme in Europa, u. a. Dürren 
und Überschwemmungen, reagieren. 
Die Abgeordneten fordern die Staats- 
und Regierungschefs auf, eine euro-
päische Strategie dafür auf den Weg 
zu bringen. Die Parlamentarier ste-
hen dabei an der Seite des Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses, der am 26. Oktober 2023 eine 
Konferenz zum Europäischen Blau-
en Deal in Brüssel veranstalten wird, 
die auch online übertragen wird. (PW)

  SOZIALES, BILDUNG  
UND KULTUR 

MIGRATION II: KONSULTA­
TIONEN ZUM ASYL-, MIGRA­
TIONS- UND INTEGRATIONS­
FONDS

Am 28. August 2023 veröffentlichte  
die EU-Kommission Mitteilungen zu 
zwei Konsultationen zum Asyl, Migra-
tions- und Integrationsfonds (AMIF), 
an denen kommunale Akteure auf elek-
tronischem Wege teilnehmen konn-
ten. Eine Konsultation nahm eine Ex-
Post-Evaluierung für die abgelaufene 
Förderperiode 2014 – 2020 zum Ge-

genstand, wohingegen die zweite Kon-
sultation eine Halbzeitbewertung für 
die aktuelle Laufende Periode 2021-
2027 umfasste. Den Beitrag der Büro-
gemeinschaft zur Halbzeitbewertung 
2021-2027 des AMIF kann hier einge-
sehen werden. Dabei thematisiert wur-
de der mit 78 Seiten lange Förderauf-
ruf, die Komplexität des Verfahrens 
sowie die hohe jährliche Mindestför-
dersumme von 100.000 €. (JK)

MIGRATION: RAT EINIGT SICH 
AUF VERHANDLUNGSMANDAT 
ZUR KRISENVERORDNUNG

Nachdem sich der Innenminister-Rat  
auf seiner Sitzung im vergangenen Juni 
zur Asyl- und Migrationsmanagement-
Verordnung (AMMVO) sowie zur 
Asylverfahrensverordnung (AsylVerf-
VO) mit qualifizierter Mehrheit auf 
Verhandlungsmandate einigen konn-
te – beides Kernbestandteile des EU-
Gesetzespakets zu Asyl und Migrati-
on – konnte nun gegen die Stimmen 
Polens und Ungarns und unter Enthal-
tung Österreichs, Tschechiens und der 
Slowakei mehrheitlich ein Verhand-
lungsmandat zur Krisenverordnung 
beschlossen werden.

Ratsposition (derzeit englischspra-
chig): Verordnung zur Bewältigung 
von Krisensituationen und Situationen 
höherer Gewalt im Bereich Migration 
und Asyl (Krisenverordnung)

Der Rat legte sich mehrheitlich zum 
ursprünglichen Vorschlag der Kom-

mission von 2020 fest. Im Rats-Vor-
schlag wurde nun eine Definition aus 
dem bislang politisch blockierten Vor-
schlag zur Instrumentalisierung-Ver-
ordnung aufgenommen, die benennt, 
dass eine krisenhafte Situation auch 
dann vorliegt, wenn ein Drittstaat oder 
nichtstaatliche Akteure Migrationsbe-
wegen zur EU-Außengrenze zum Ziele 
der Destabilisierung befördern (Art. 1 
Abs. 2 bx). Die Artikel 2 x bis 6 x legen  
die Ausnahmetatbestände der Verord-
nung von regulären Asylverfahrens-
standards fest bzgl. der Erfassung von 
Personen (Art. 2 x); zum Grenzasyl-
verfahren (Art. 3 x); zur Zeitdauer der 
Verfahren (Art. 4 x); sowie zu Rück-
führungen (Art. 6 x). Grenzasyl- und 
Rückführungsverfahren gemäß Art. 3 x 
Abs. 6 können von regulär 12 auf 20 
Wochen verlängert werden (inkl. Ein-
spruchsverfahren), wohingegen sich 
das Parlament in seiner Positionierung 
(Brüssel Aktuell 8/2023) für maximal 
16 Wochen aussprach. Mitgliedstaaten 
sollen die Verfahren auf Internationa-
len Schutz bei Minderjährigen und ih-
ren Familienmitgliedern sowie bei Per-
sonen, die einen vermutlich hohen 
Anspruch auf Internationalen Schutz 
genießen, priorisieren (ebd. Abs. 4). 
Dies stellt eine Verschärfung gegen-
über der Parlamentsposition dar, die 
vulnerable Gruppen wie Minderjährige 
generell von der Anwendung der Kri-
senverordnung ausgenommen sehen 
möchte. Artikel 4 xa legt ferner fest, 
dass Mitgliedstaaten in Krisenzeiten 
von der Pflicht, Drittstaatsangehöri-
ge, die vor Beendigung ihres Anerken-
nungs- oder Rückführungsverfahren 

in einen anderen EU-Staat migrier-
ten („sekundäre Migration“), vorüber-
gehend nicht zurückgenommen wer-
den müssen. Artikel 8x legt fest, wie 
der Rat auf Vorschlag der Kommission 
und durch Antrag des betroffenen Mit-
gliedstaats Abweichungen von regu-
lären Asylverfahrensstandards gemäß 
Krisenverordnung autorisieren kann. 
Darin werden Kommission und Rat zur 
Eile verpflichtet. In der Beurteilung der 
Kommission und im sich anschließen-
den Durchführungsbeschluss des Rates 
zur Feststellung einer Krise sind auch 
Bestimmungen zu möglichen Solidari-
tätsmaßnahmen der anderen Mitglied-
staaten gegenüber dem betroffenen 
Staat enthalten (Art. 8 x Abs. 3 c & 4 d). 

Einordnung & Ausblick

Insbesondere im Vergleich zur Parla-
mentspositionierung vom April 2023 
kann in Ton und Inhalt der Bestim-
mungen ein deutlich restriktiverer  
politischer Ansatz für eine Krisenver
ordnung erkannt werden. Der Schutz 
von potenziell vulnerablen Personen-
kreisen findet sich in den einschlägigen 
Artikeln nur als Soll-Bestimmung  
wieder. Auch sehen die Vorschläge  
zeitlich und im Umgang größer ge-
fasste Ausnahmebereiche von regulä-
ren EU-Asylverfahrensstandards vor, 
wie sie in der AMMVO und AsylVerf-
VO angedacht werden. Auf der infor-
mellen Tagung des Europäischen Rats 
in Granada am 6. Oktober 2023 be-
sprachen die EU-Staats- und Regie-
rungschefs die laufenden Entwicklun-

EUROPA EUROPA
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gen zur Migration. Insbesondere der 
ungarische Ministerpräsident fiel mit 
grundlegender Ablehnung der EU-Mi-
grationspolitik auf. Einen unmittel-
baren Einfluss auf die weiteren Ver-
handlungen in den Trilogen hat diese 
Uneinigkeit zum jetzigen Zeitpunkt 
derweil nicht. Aus Sicht der Kommu-
nen wäre aber eine zügige Verabschie-
dung des Asyl- und Migrationspa-
kets unbedingt zu begrüßen. (NL)

  FÖRDERMÖGLICHKEITEN 
UND AUFRUFE 

EU-FÖRDERPROGRAMME: 
VIRTUELLE INFORMATIONS­
VERANSTALTUNGEN 2023

Das Europabüro der baden-württem
bergischen Kommunen veranstaltet  
eine virtuelle EU-Fördermittelreihe.  
Die Auftaktveranstaltung zum Euro-
päischen Fonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER) findet 
am 20. Oktober 2023 statt. Folgend 
werden alle zwei Wochen, freitags  
von 10 – 12 Uhr über ein aktuelles  
EU-Förderprogramm informiert. An-
meldungen zu allen Informationsver-
anstaltungen sind bereits möglich: 

– �20. Oktober 2023: Europäische 
Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums 
(ELER).

– �3. November 2023: Funding and  
Tender Portal – leicht gemacht

– �17. November 2023: Interreg B – 
Vorstellung des Alpen- und des  
Donauraumes

– �1. Dezember 2023: Vortrag über  
das EU-Förderprogramm LIFE 

– �15. Dezember 2023: Vortrag über  
das EU-Förderprogramm CERV 

Die Einwahldaten werden spätestens 
zwei Tage vor der jeweiligen Informati-
onsveranstaltung versendet. Das Euro-
pabüro freut sich über zahlreiche An-
meldungen. (Pr/JK)

 
 

30.10.2023

44 – 10/2023
Förderaufruf für Modellregionen im MORO "Mehr Wohnungsbau ermöglichen –
Raumordnung und interkommunale Kooperation als Wege aus der Wohnungsnot"

Wir dürfen auf den neuen Förderaufruf für Modellregionen aufmerksam machen, der gerade im 
Rahmen des Modellvorhabens der Raumordnung (MORO) „Mehr Wohnungsbau ermöglichen –
Raumordnung und interkommunale Kooperation als Wege aus der Wohnungsnot“ veröffentlicht 
worden ist.

Das MORO will innovative Strategien zur Bewältigung der Wohnungskrise auf angespannten 
Wohnungsmärkten in Deutschland entwickeln. In Zusammenarbeit mit Modellregionen sollen 
übertragbare Lösungsansätze erarbeitet und vor Ort getestet werden. Der Förderaufruf richtet 
sich an

• interkommunale Kooperationsverbünde, die sich möglichst schon mit Fragen der Woh-
nungs- und Baulandpolitik befasst haben und die als Modellregion einen Beitrag zur Über-
windung der Wohnungskrise leisten wollen und

• Träger der Landes- und Regionalplanung, die ihr formelles / informelles Steuerungsinstru-
mentarium optimieren möchten, um zukünftig effektiver einen bedarfsgerechten, bezahl-
baren Wohnungsneubau und ein ausreichendes Wohnbaulandangebot zu erreichen.

Weitere Information zum MORO können auf der Internetseite des BBSR unter 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/moro/jahr/2023/raumordnung-und-
interkommunale-kooperation/01-start.html abgerufen werden. 

Zusätzliche Informationen zur Bewerbung als Modellregion finden Sie hier 
https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/aufrufe/aktuelle-meldungen/raumordnung-und-
interkommunale-kooperation.html.

Darüber hinaus befindet sich der Förderaufruf hier. Abgabefrist ist der 11.12.2023.

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Matthias Simon unter der Tel.: 089/360009-14, 
E-Mail: matthias.simon@bay-gemeindetag.de, gerne zur Verfügung.
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JAHRESKALENDER 2024 –  
INDIVIDUELL FÜR IHRE GEMEINDE

Infoquelle und ideale Werbeplattform für Ihre Gemeinde 
Der farbige Jahreskalender rückt die Vielfalt Ihrer Gemeinde in den Fokus 
und kann durch Werbeanzeigen sogar vollständig finanziert werden.

Ausführungsbeispiel
· im schlanken Hochformat 15 × 48 cm mit Aufhängeloch

1 Deckblatt
· individuell gestaltet nach Ihren Anforderungen und Wünschen

12 Monatsblätter
· mit Motiven aus Ihrer Gemeinde
· mit den Müllabfuhrterminen
· mit Veranstaltungsterminen Ihrer Gemeindevereine und Verbände
· auf jedem Blatt ist Platz für Werbeanzeigen zur Finanzierung

3 Infoblätter
· mit wichtigen Öffnungszeiten und Telefonnummern Ihrer Gemeinde
· mit Adressen der öffentlichen Einrichtungen im Gemeindebereich
· mit Adressen der örtlichen Vereine und Verbände
· mit Informationen zur Abfallwirtschaft
· mit Busfahrplänen etc.

Druckpreis* ca. per Stück 
 500 Stück 2,70 € + MwSt. 

1.000 Stück 1,85 € + MwSt. 
1.500 Stück 1,55 € + MwSt. 
2.000 Stück 1,40 € + MwSt. 
2.500 Stück 1,35 € + MwSt.

Gerne erstellen wir Ihnen  
Ihr individuelles Angebot.

* Druckpreis zuzüglich Satzkosten: Sie liefern uns Ihre Gemeindedaten im Word- oder PDF-Format 
sowie Bilddaten und Werbeanzeigen, wir gestalten Ihren individuellen Jahreskalender.

FORDERN SIE 
JETZT IHR
KOSTENLOSES
MUSTER AN

Telefon 08709 92170 · info@schmerbeck-druck.de
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5. Woche 

12:00 Uhr Neujahrsschießen – Böllergruppe Musterort 
Neujahrsgottesdienst 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Seniorennachmittag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Generalversammlung Freiwillige Feuerwehr Musterort 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tischtennisturnier DJK Musterort

Platz für Werbung
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